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Grün- und Freizeitraum in Flugschneisen wieder lebenswert machen 

 

 

Sehr geehrte Frau Bundesministerin Gewessler, 

 

Ich wende mich an Sie als Obfrau des Vereins Aviation Reset, unter dessen Führung sich die 

Bürgerbewegung Aviation Reset mit zahlreichen unterstützenden Bürgerinitiativen gebildet hat.  

 

Aviation Reset setzt sich für das Wiedergewinnen der Lebensqualität in den von der Luftfahrt 

vereinnahmten Lebensräumen, für ein nachhaltiges und faires, dem Grundsatz der Kostenwahrheit 

und der sozialen Verantwortung verpflichtetes Wirtschaften sowie für die transparente und 

gesetzeskonforme Abwicklung des Luftfahrtgeschehens ein. Wir verstehen uns als ein 

Gegengewicht zur Luftfahrtlobby. Details über die Bewegung, ihre Positionen und 

Unterstützer:innen finden Sie unter www.aviationreset.at.  

 

Als neue Bewegung richten wir im ersten Schritt das Augenmerk auf unseren unmittelbaren 

Lebensraum. Er wird durch die Luftfahrt schwer beeinträchtigt, wie sich in den letzten Tagen um 

Ostern wieder besonders deutlich gezeigt hat.  

 

Wir bitten Sie daher die folgenden fünf, auf österreichischer Ebene umsetzbaren Punkte 

aufzugreifen, sodass bereits kurzfristig eine Verbesserung der Lebensbedingungen ermöglicht wird.  

 

 

1. Lenkung des Fluggeschehens gemäß Legalitätsprinzip unter Einhaltung der gesetzlichen 

Kriterien nach § 120a LFG und anderer Schutznormen, Umweltcontrolling 

 

Am Flughafen Wien bilden seit fast 20 Jahren die Grundlage für die Lenkung des Fluggeschehens 

die Ergebnisse einer privatrechtlichen „Mediation“ unter Beteiligung der Austro Control GmbH. 

Diese wird im sogenannten „Dialogforum“ fortgeführt, einem privaten Verein der Flughafen Wien 

AG, bei dem die Austro Control GmbH Gründungs- und Vorstandsmitglied ist. Es sieht eine bloß 

indirekte Bürgerbeteiligung über eine ARGE von Bürgerinitiativen vor, die ein Mitglied in den 

Vorstand des Dialogforums entsenden darf. Faktisch hält sich die Austro Control an das, was im 

Dialogforum ausgemacht wird.  
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Das heißt, dass die Lenkung des Fluggeschehens, eine streng hoheitliche Aufgabe, in den 

privatrechtlichen Bereich ausgelagert und eingebettet wurde. Dies ist rechtswidrig.  

 

Das Gutachten von Univ.-Prof. Dr. Konrad Lachmayer „Das Verwaltungshandeln der Austro Control 

GmbH im Spannungsfeld des Legalitätsprinzips“ bestätigt dies. Seine Kernaussage:  

 

„Das von der Austro Control GmbH durch die aktive Teilnahme am 

Mediationsprozess und Dialogforum gesetzte Verhalten ist als unzulässig 

anzusehen, da die Austro Control GmbH eigenständig in Form der 

Hoheitsverwaltung über die Fragestellungen der Flugsicherung zu entscheiden hat 

und hoheitliche Entscheidungsbefugnisse nicht zur Disposition in einem 

Verhandlungsprozess stellen darf.“ 

 

Das Gutachten ist diesem Schreiben angeschlossen. 

 

Neben dem Aspekt der drohenden Erosion des Rechtsstaats tritt das praktische Problem, dass das 

„Dialogforum“ von Struktur und Inhalt her nicht geeignet ist, bei der Lenkung des Fluggeschehens 

die Interessen der Betroffenen gleichwertig jenen des Flughafens und der Airlines zu behandeln. 

Schließlich ist das Dialogforum eine Außenstelle des Flughafen Wien.  

 

Auch das Monitoring und die Evaluierung des Fluggeschehens findet im Dialogforum und am 

Flughafen Wien statt – und zwar im Hinblick auf die „Vertragskonformität“ und nicht auf die 

Gesetzeskonformität iS § 120a LFG, der die Austro Control verpflichtet, zum Schutz der Bevölkerung 

„auf die Abwehr von den der Allgemeinheit aus dem Luftverkehr drohenden Gefahren, wie 

insbesondere auf eine möglichst geringe Immissionsbelastung, Bedacht zu nehmen.“  

 

Die derzeitige enge Verflechtung der Austro Control mit der Luftfahrtindustrie in privaten 

Institutionen und ihre offensichtliche Identifikation mit deren wirtschaftlichen Interessen stehen der 

Erfüllung der behördlichen Aufgaben gemäß § 120a LFG diametral entgegen. 

 

Dementsprechend groß ist der Unmut unter den betroffenen Bürger:innen. Gut die Hälfte der 

Vertreter:innen von Bürgerinitiativen in der ARGE des Dialogforums des Flughafen Wien erscheint 

seit Jahren nicht oder kaum zu Sitzungen. Von den verbliebenen Bürgerinitiativen kritisiert ein 

Viertel offen die Tätigkeit des Dialogforums als ungeeignet, die Interessen der Betroffenen 

wahrzunehmen. Für Außenstehende ist das Dialogforum eine völlig intransparente Struktur.  

 

Doch nicht nur am Flughafen Wien herrscht große Unzufriedenheit. Auch der 

Anrainerschutzverband Salzburg Airport berichtet darüber, dass von Seiten der Austro Control 

keine Bemühungen unternommen werden, die Beschwerden der Betroffenen ernsthaft zu 

behandeln. 

 

In Sachen Umweltcontrolling fehlen also jegliche Checks and Balances.  

 

Wir bitten Sie daher, Ihre Aufsichtsrechte gegenüber der Austro Control wahrzunehmen und 

 

- die hoheitliche Tätigkeit der Lenkung des Fluggeschehens auch tatsächlich in den 

hoheitlichen Bereich zurückzuführen und so den rechtlich gebotenen Zustand 

herzustellen;  
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- die Austro Control dazu anzuhalten, ihren Pflichten zum Schutz der Betroffenen 

transparent, unabhängig und neutral, insbesondere im Hinblick auf § 120a LFG und 

andere Schutznormen, nachzukommen; 

 

- ein transparentes Umweltcontrolling von An- und Abflügen auf Behördenseite 

einzurichten. Ein Fortschritt wäre bereits, wenn innerhalb der Austro Control eine 

Abteilung eingerichtet werden würde, die gegenüber den Fluglotsen und Airlines das 

Monitoring übernimmt, wie es beispielsweise Compliance Abteilungen in Banken tun.   

 

Hinsichtlich einer repräsentativen Bürgerbeteiligung auf Augenhöhe fehlen die rechtlichen 

Grundlagen. Es ist uns bewusst, dass die Ausarbeitung geraume Zeit in Anspruch nehmen wird und 

wir bitten darum, diese in die Wege zu leiten.  

 

2. Rasche Umsetzung von lärmarmen An- und Abflugverfahren, „Best Practice“-Standards 

 

Laut Regierungsprogramm 2020 – 2024 soll die Austro-Control „fluglärmreduzierende An- und 

Abflugverfahren“ zum frühestmöglichen Zeitpunkt einführen. 

 

Soweit uns bekannt ist testet die Austro Control den „gekurvten Anflug“ für die Pisten 16 und 29, 

nicht jedoch für die anderen Pisten, insbesondere nicht für die Piste 11, die über das gesamte 

Wiener Stadtgebiet angeflogen wird. Gerade für die Piste 11 wurde die Einführung des „gekurvten 

Anflugs“ bereits 2002 von der Austro Control in Aussicht gestellt.   

 

Aviation Reset erreichen Beschwerden aus der Umgebung des Flughafen Wien, dass derzeit 

besonders rücksichtslos geflogen wird, was zur Belastung mit heulenden und pfeifenden 

Geräuschen führt, die bei behutsamem Vorgehen allenfalls vermieden werden könnten.  

 

Auch der Anrainerschutzverband Salzburg Airport berichtet über An- und Abflüge, die zu unnötigen 

Belastungen führen. 

 

Es muss also einesteils an den An- und Abflugverfahren im Grundsätzlichen gearbeitet werden, 

andererseits jeder An- und Abflug darauf überprüft werden, ob schonend vorgegangen wurde. Dies 

erfordert ein engagiertes, kritisches und unabhängiges Vorgehen durch die Behörde im Interesse 

der betroffenen Bevölkerung. Ein solches Vorgehen können wir nicht erkennen. Im Gegenteil, die 

Interessen der Luftfahrt scheinen immer Vorrang zu haben. 

 

In Ergänzung der bereits formulierten Forderungen bitten wir Sie daher, Ihre Aufsichtsrechte 

gegenüber der Austro Control wahrzunehmen und 

 

- die Austro Control dazu anzuhalten, für sämtliche Pisten am Flughafen Wien 

lärmreduzierte An- und Abflugverfahren auszuarbeiten, den „gekurvten Anflug“ für 

alle Pisten und nicht nur wie bisher ansatzweise für die Pisten 16 und 29 zu prüfen, 

also auch für die Piste 11, die über das gesamte Wiener Stadtgebiet angeflogen wird;  

 

- die Austro Control dazu anzuhalten, das Konzept Streuung versus Bündelung zu 

prüfen, um so eine Minimierung der Belastung durch Aufteilung zu erzielen; 

 

- die Austro Control dazu anzuhalten, jeden einzelnen An- und Abflug im Hinblick auf 

ein möglichst schonendes Vorgehen zu überprüfen und „Best Practice“ Standards zu 

entwickeln. 
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3. Nachtflugverbot: Keine planmäßigen Starts und Landungen zwischen 22.00 und 6.00 am 

Flughafen Wien 

 

Nach dem heutigen Stand der Wissenschaft ist erwiesen, dass Störungen des Nachtschlafs, die nicht 

nur ausnahmsweise vorfallen, schwere gesundheitliche Schäden wie Herz-Kreislauferkrankungen, 

Schlaganfälle, Bluthochdruck Depressionen und Krebs nach sich ziehen. Der Vorgang ist 

schleichend. 

 

Bereits mehrere europäische Flughäfen haben Nachtflugverbote („night flight bans“) eingeführt, die 

5 bis 7 Stunden „echte“ Nachtruhe vorsehen (z.B. Flughäfen Zürich, Frankfurt, Budapest, Warschau). 

Und obgleich dies hinter dem tatsächlich erforderlichen Ausmaß an Schlaf, insbesondere bei 

Kindern, und dem gesundheitlich gebotenen Erholungszeitraum weit zurückbleibt, bietet der 

Flughafen Wien nicht einmal das. Es gibt eine Limitierung gemäß der erwähnten 

„Mediationsvereinbarung“ aus 2005, die sich real auswirkt wie folgt: 

 

Im März 2022 gab es in der Nacht zwischen 22:00 und 06:00 Uhr insgesamt 1135 Flugbewegungen. 

Seit Anfang April waren es nur bis 20. April 933 Flugbewegungen zwischen 22:00 und 06:00 Uhr, 

wobei insbesondere an den Wochenenden sehr viele Landungen durch Billigairlines nach 23:00 

stattfanden.  

 

Jeder einzelne Nachtflug reißt Menschen aus dem Schlaf.  

 

Dies ist verantwortungslos und nicht zeitgemäß. Aber der Flughafen Wien hat die Chance vom 

Nachzügler zum Vorreiter für einen gesunden Nachtschlaf zu werden.  

 

Aviation Reset fordert ein Verbot für planmäßigen Starts und Landungen zwischen 22.00 

und 6.00.  

 

 

4. Lärmgebühren mit Lenkungscharakter 

 

Die bescheidmäßig durch das BMK genehmigte Gebührenordnung des Flughafen Wien enthält ein 

sogenanntes „Lärmentgelt“. Es wurde vom Flughafen Wien freiwillig in die Gebührenordnung 

aufgenommen, ist aber nicht dazu angetan, Airlines zu lärmsparendem Fliegen anzuhalten. Sie ist 

maximal intransparent ausgestaltet und erlaubt dem Flughafen Wien mit den Airlines beliebige 

Ergebnisse auszuhandeln. Die Flughafen Wien AG setzt das Lärmentgelt vornehmlich als Werbetool 

ein. 

 

Aviation Reset hat die Fluglärmgebühr des Flughafen Wien einer Mathematikprofessorin der 

Universität Warwick vorgelegt, die sich an der Universität Wien in technischer Mathematik habilitiert 

hat. Ihre Beurteilung: 

 

„Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass das präsentierte Regelwerk nicht 

nachvollziehbar ist. Es fehlen Quellenangaben, Definitionen als auch für das 

Verständnis wichtige Erläuterungen. Ein Regelwerk dieser Art sollte einen klaren 

Zusammenhang zwischen physikalischen Größen, in diesem Fall dem durch das LFZ 

emittierten Fluglärm, und den zu entrichtenden Entgelten herstellen. Eine solche 

Korrelation ist im derzeitigen Regelwerk nicht erkennbar.“ 
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Das Gutachten, das sich auf die für das Jahr 2021 gültige Regelung für Lärmentgelte bezieht, ist 

diesem Schreiben angeschlossen. Die Regelung des Lärmentgelts für 2022 ist ident.  

 

Es ist uns bekannt, dass ab 1. Jänner 2024 die Differenzierung der Flughafenentgeltregelung nach 

Gesichtspunkten des Schutzes vor Lärmimmissionen verpflichtend sein wird, können einer solchen 

Gebühr jedoch nur etwas abgewinnen, wenn sie tatsächlich Lenkungscharakter hat.  

 

Aviation Reset fordert, dass das BMK nur solche Lärmgebühren genehmigt, die transparent 

sind und einen deutlichen Lenkungscharakter aufweisen. 

 

 

5. Fluglärm-Schwellenwerte nach WHO-Standards  

 

Wir stellen anerkennend fest, dass mit der jüngsten Novelle des Luftfahrtgesetzes vom Juli 2021 ein 

Fortschritt gelungen ist, indem an allen Flughäfen Lärmmessungen und die Veröffentlichung der 

entsprechenden Daten verpflichtend wurden. Nun müssen aber entsprechende Schutznormen her, 

an denen die Messergebnisse zu messen sein werden. 

 

Österreich hat mit der Luftverkehr-Lärmimmissionsschutzverordnung 2012 Schwellenwerte speziell 

für die Luftfahrt festgelegt, die dem Flughafen Wien ermöglichen sollen, in dichtest besiedeltem 

Gebiet im 3-Pistensystem frei zu expandieren. Auch wenn ein exakter Vergleich aufgrund 

abweichender Berechnungsmethoden nicht möglich ist, so kann man doch feststellen, dass diese 

Werte „meilenweit“ von den Lärmschwellenwerten entfernt sind, die die 

Weltgesundheitsorganisation als für die menschliche Gesundheit noch erträglich erachtet.  

 

Aviation Reset fordert daher die zeitnahe Umsetzung der WHO-Fluglärmschwellenwerte in 

Österreich. 

 

 

Sämtliche hier angeführten Punkte fallen in Ihre Kompetenz als Verkehrsministerin, sodass ich Sie 

namens der Bürgerbewegung Aviation Reset bitte, die in diesem Schreiben formulierten 

Forderungen aufzugreifen und ihre Umsetzung möglichst rasch in die Wege zu leiten. Es ist Zeit für 

einen Aviation Reset.  

 

 

Für Rückfragen stehe ich sehr gerne zur Verfügung und verbleibe 

 

 

Mit besten Grüßen 

 

 

 

Dr. Susanne Heger 

 

Beilagen: 

- Gutachten „Das Verwaltungshandeln der Austro Control GmbH im Spannungsfeld des 

Legalitätsprinzips“ von Univ.-Prof. (SFU) Dr. Konrad Lachmayer 

 

- Gutachterliche Stellungnahme zu Punkt 2.4. der Flughafenentgeltordnung der Flughafen 

Wien AG – Lärmentgelte von Prof. Dr. Marie-Therese Wolfram 
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Das Verwaltungshandeln der 
 Austro Control GmbH im Spannungsfeld des 
Legalitätsprinzips 
Konrad Lachmayer 

 Sachverhalt und Fragestellung 

A. Sachverhalt 

Die Austro Control GmbH erklärt regelmäßig, dass sie das Fluggeschehen gemäß Ver-

einbarungen mit der Flughafen Wien AG und anderen „stakeholdern“ auf Basis der Me-

diationsergebnisse sowie im Verein „Dialogforum“, das aus der „Flughafen“-Mediation 

hervorgegangen ist, regelt. Das Dialogforum ist ein vom Flughafen Wien AG finanzierter 

Verein, in dem die Austro Control GmbH Gründungsmitglied ist und einen Vertreter im 

erweiterten Vorstand entsendet.  

Aus den Statuten des Dialogforums ergibt sich, dass die Umsetzung der Mediationsver-

einbarungen und die laufende Steuerung des Fluggeschehens durch „Kommunikations-

prozesse“ und „Evaluierung“ (§ 3) erfolgt. Teilnehmen darf, wer sich „zum Geist und den 

Ergebnissen des Mediationsverfahrens bekennt“ (§ 4). Das Fluggeschehen richtet sich 

in diesem Sinne nach der Mediation und wird im Dialogforum evaluiert und laufend 

angepasst.  

Die Flughafen Wien AG führte diese Mediation zwischen 2001 und 2005 durch, um 

breite Zustimmung für die Wachstums- und Ausbaupläne des Flughafens zu erwirken. 

Dazu lud er zahlreiche Parteien, insbesondere auch die Austro Control GmbH, Austrian 

Airlines, das Land Niederösterreich, das Land Wien, zahlreiche Umlandgemeinden so-

wie die Umweltanwaltschaften Wien und Niederösterreich, ein. Viele andere Parteien 

nahmen ebenfalls an der Mediation teil, so zum Beispiel politische Parteien in Wien und 

Niederösterreich, der Tourismusverband Wien, die Niederösterreich-Werbung, die 
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Wirtschaftskammer Österreich, die Arbeiterkammer Österreich, diverse frei konstitu-

ierte Bürgerinitiativen. 

Der erste Teil der Mediation endete mit dem Teilvertrag „aktuelle Maßnahmen“ vom 27. 

Mai 2003 (mit Abänderungen in Kraft seit 12.05.2005). Er beinhaltet eine umfassende 

und detaillierte Regelung des Fluggeschehens am Flughafen Wien. Ein Vertreter der 

Austro Control GmbH unterzeichnete den Teilvertrag (ohne Vorbehalte). Im zweiten Teil 

der Mediation wurde der Bau der 3. Piste behandelt und dazu ein „Allgemeiner Media-

tionsvertrag“, datiert mit 22. Juni 2005, abgeschlossen. Diesen Vertrag unterzeichnete 

die Austro Control GmbH demgegenüber nicht.  

Im Juni 2005 wurde das Abschlussdokument, die Zusammenfassung sämtlicher Verfah-

rensergebnisse des Mediationsverfahrens Flughafen Wien, das neben den genannten 

Verträgen u.a. die Statuten des Vereins Dialogforum Flughafen Wien enthält, unterfer-

tigt. Die Vertreter der Austro Control GmbH setzten ihre Unterschrift unter das Ab-

schlussdokument mit der folgenden Erklärung: 

Der behördliche Charakter von Austro Control als ein von der Republik Österreich „be-

liehenes Unternehmen“ zur Erbringung von Leistungen im Bereich des Air Traffic Mana-

gements bringt mit sich, dass zivilrechtlich verbindliche Vereinbarungen (wie etwa der 

allgemeine Mediationsvertrag) in dieser Form nicht unterzeichnet werden können. Des-

sen ungeachtet ist es uns ein echtes Bedürfnis, zum Mediationsverfahren insgesamt, an 

dem wir im Laufe der vergangenen Jahre sehr intensiv mitgearbeitet haben, Stellung zu 

nehmen. Die „Wiener Mediation“ kann bereits heute als wegweisend für den Umgang 

mit ökologischen Fragen im Bereich der Luftfahrt (insbesondere mit dem Thema Flug-

lärm) bezeichnet werden. Austro Control hat sich bewusst dafür entschieden, ge-

meinsam mit der vom Fluglärm betroffenen Bevölkerung aktiv und „vor Ort“ nach 

Lösungen zu suchen und die dann getroffenen Vereinbarungen verlässlich umzu-

setzen. Die Verabschiedung und Umsetzung des „1. Teilvertrages“ ist das sichtbare Bei-

spiel dafür. Dieser Geist und dieser Wille zu einer echten und permanenten Kooperation 

wird in dem dafür neu gegründeten „Dialogforum Flughafen Wien“ mit Teilnahme von 

Austro Control auch nach Abschluss der Mediation seine Fortsetzung finden. Das 
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Mediationsverfahren hat den Fluglärm nicht abgeschafft. Aber es hat einen Prozess an-

gestoßen, der geeignet ist, auch in Zukunft in einer fairen und konstruktiven Art an die 

Lösung der anstehenden Probleme – auch in einem angestrebten zukünftigen 3-Pisten-

System – heranzugehen.  

Überdies wird die Website www.flugspuren.at gemeinsam von der Austro Control 

GmbH und der Flughafen Wien AG betrieben. Über diese Website können Fluglärmbe-

troffene „Beschwerden“ einbringen, auf die automatisch generierte Antworten ausge-

sendet werden, die u.a. darauf hinweisen, dass die An- und Abflugstrecken im Rahmen 

des Mediationsverfahrens unter Mitwirkung der daran beteiligten Verfahrensparteien 

im Jahr 2004 im Konsens beschlossen wurden. 

 

B. Rechtsfragen 

Vor dem Hintergrund dieses Sachverhalts analysiert das vorliegende rechtswissen-

schaftliche Fachgutachten folgende Rechtsfragen:  

1) Die Austro Control GmbH erklärt in den Mediationsdokumenten, dass sie sich 

hinsichtlich der Lenkung des Fluggeschehens zivilrechtlich nicht binden darf, also keine 

Vereinbarungen abschließen darf, sagt aber gleichzeitig deren verlässliche Umsetzung 

zu.  

a) Welche Bedeutung hat der (schriftlich erklärte) Vorbehalt für das tatsäch-

lich in Übereinstimmung mit Mediation und Dialogforum gesetzte hoheitliche 

Handeln der Austro Control GmbH?  

b) Steht diese Art der Lenkung des Fluggeschehens im Einklang mit dem Le-

galitätsprinzip? 

2) Verträgt sich die Teilnahme der Austro Control GmbH am Dialogforum mit den 

verfassungsrechtlichen Grundlagen für hoheitliches Handeln? Insbesondere dann, 
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wenn dies für die Austro Control GmbH bedeutet, sich zum Geist und den Ergebnissen 

des Mediationsverfahrens zu bekennen und damit auch ein Bekenntnis zu den Wachs-

tumsplänen der Flughafen Wien AG verbunden ist?  

3) Nach welchen Kriterien hat die Austro Control GmbH bei Festlegung des Flugge-

schehens vorzugehen?  

4) Steht die Teilnahme der Austro Control GmbH an Mediation und Dialogforum im 

Widerspruch zu der Rolle der Austro Control GmbH, da diese als Verwaltungsbehörde 

den Flugbetrieb des Flughafen Wien AG kontrolliert? 

5) Welcher Rechtsschutz besteht für Personen, die von den Immissionen des Flug-

verkehrs betroffen sind? 
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 Rechtsgrundlagen 

A. Verfassungsrechtliche Rechtsgrundlagen 

Artikel 18 Abs 1 B-VG 

Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur auf Grund der Gesetze ausgeübt werden. 

 

Art 20 Abs 1 B-VG 

Unter der Leitung der obersten Organe des Bundes und der Länder führen nach den Bestim-
mungen der Gesetze auf Zeit gewählte Organe, ernannte berufsmäßige Organe oder vertraglich 
bestellte Organe die Verwaltung. Sie sind den ihnen vorgesetzten Organen für ihre amtliche Tä-
tigkeit verantwortlich und, soweit in Gesetzen gemäß Abs. 2 nicht anderes bestimmt ist, an deren 
Weisungen gebunden. Das nachgeordnete Organ kann die Befolgung einer Weisung ablehnen, 
wenn die Weisung entweder von einem unzuständigen Organ erteilt wurde oder die Befolgung 
gegen strafgesetzliche Vorschriften verstoßen würde. 

 

B. Einfachgesetzliche Rechtsgrundlagen 

1. Austro Control-Gesetz1 

§ 1 

(1) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen an Stelle des Bundesamtes für Zivilluftfahrt eine Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung mit einem Stammkapital von mindestens 1 Million Schilling 
zu gründen. Der Sitz der Gesellschaft ist Wien. Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vor-
schriften enthält, ist das Gesetz über die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, RGBl. Nr. 
58/1906, anzuwenden.  

(2) Die Gesellschaft ist ein Luftfahrtunternehmen und führt die Firma „Austro Control Österrei-
chische Gesellschaft für Zivilluftfahrt mit beschränkter Haftung“ (Austro Control GmbH). Ihre An-
teile sind zu 100 % dem Bund vorbehalten. Die Verwaltung der Anteilsrechte für den Bund ob-
liegt dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr.  

(3) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen Kapitalerhöhungen zuzustimmen, wenn der Bund 

 

 

1 Bundesgesetz über die Austro Control Gesellschaft mit beschränkter Haftung, mit dem das 
Luftfahrtgesetz und das Bundesgesetz über den zwischenstaatlichen Luftverkehr geändert wer-
den, StF: BGBl 898/1993 idgF. 
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weiterhin die Mehrheit der Anteile hält und die weiteren Anteile von Flughafenbetriebsgesell-
schaften übernommen werden.  

… 

Aufgaben, Befugnisse  

§ 2. 

(1) Die Austro Control GmbH hat sämtliche dem Bundesamt für Zivilluftfahrt im Luftfahrtgesetz 
(LFG), BGBl. Nr. 253/1957, sowie in den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen 
und im Flugsicherungsstreckengebührengesetz, BGBl. Nr. 137/1986, bisher übertragenen Auf-
gaben, ausgenommen jene, welche durch Verordnung gemäß § 140b Luftfahrtgesetz übertragen 
sind, wahrzunehmen. Die Austro Control GmbH hat weiters jene Aufgaben, die ihr durch Bun-
desgesetze oder auf Grund dieser Bundesgesetze erlassene Verordnungen übertragen worden 
sind, wahrzunehmen. Für diese Aufgaben besteht Betriebspflicht. Die Austro Control GmbH hat 
alle organisatorischen Vorkehrungen zu treffen, um diese Aufgaben unter der Aufsicht der staat-
lichen Behörden erfüllen zu können.  

(2) Der Austro Control GmbH obliegt ferner im Rahmen von Weisungen des Bundesministers für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr die Mitwirkung an der Vertretung der Republik Österreich bei 
internationalen Luftfahrtorganisationen, die Unterstützung bei der Vorbereitung und Durchfüh-
rung von luftfahrtrechtlichen Verwaltungsakten des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft 
und Verkehr sowie über dessen Anforderung die Erstellung von Gutachten.  

(3) Der Bund kann durch entsprechende Aufträge des zuständigen Bundesministers nach Befas-
sung der Geschäftsführung auch andere behördliche Aufgaben, insbesondere für technische 
Kontrollen, der Austro Control GmbH übertragen. Sofern solche Aufgaben nicht kostendeckend 
erfüllt werden können, ist eine entsprechende finanzielle Abdeckung durch den beauftragenden 
Bundesminister vorzusehen.  

(4) Unbeschadet der der Austro Control GmbH sonst zugewiesenen Aufgaben wird diese er-
mächtigt, Dienste und Leistungen, welche im Zusammenhang mit den ihr gemäß Abs. 1 über-
tragenen Aufgaben stehen, national und international anzubieten und zu erbringen, wenn sie 
dem Gesellschaftszweck entsprechen und geeignet sind, das Unternehmen zu fördern. Diese 
Tätigkeiten unterliegen nicht der Gewerbeordnung 1973. Die Austro Control GmbH wird ferner 
ermächtigt, Unternehmen zu gründen oder Beteiligungen zu erwerben, welche das Unterneh-
men fördern. Die Erfüllung der in den Abs. 1 bis 3 übertragenen Aufgaben darf dadurch nicht 
beeinträchtigt werden.  

(5) Die Tätigkeit der Austro Control GmbH gemäß Abs. 1 und 2 ist dem öffentlichen Bereich im 
Sinne des § 26 Abs. 1 Z 2 des Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 165/1999, zuzurechnen.  

(6) Die Austro Control GmbH und die in Abs. 4 genannten Unternehmen dürfen entgeltliche Leis-
tungen des Flugwetterdienstes an Dritte, welche Daten und Produkte der Zentralanstalt fürMe-
teorologie und Geodynamik enthalten, nach vorheriger Absprache erbringen. Ausgenommen 
davon sind Leistungen gemäß § 119 lit. d des Luftfahrtgesetzes.  

… 
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Aufsicht  

§ 3.  

(1) Unbeschadet der Rechte der Generalversammlung gemäß dem Gesetz über die Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung, RGBl. Nr. 58/1906, unterliegt die Tätigkeit der Austro Control 
GmbH der Aufsicht des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr.  

(2) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann in Erfüllung seines Aufsichts-
rechtes, insbesondere zur Wahrung luftverkehrspolitischer Interessen sowie Interessen der Si-
cherheit der Luftfahrt, der Austro Control GmbH allgemeine Weisungen oder Weisungen im Ein-
zelfall erteilen. Wenn es die Interessen der militärischen Landesverteidigung im Falle von Ein-
satzflügen gemäß § 145 des Luftfahrtgesetzes, der unmittelbaren Vorbereitung solcher Flüge 
oder der Durchführung einsatzähnlicher Übungen erfordern, hat der Bundesminister für öffent-
liche Wirtschaft und Verkehr dabei das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Landesver-
teidigung herzustellen.  

(3) Dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr sind von der Geschäftsführung 
alle zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die entsprechenden 
Unterlagen zu übermitteln.  

(4) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr ist Aufsichtsbehörde im Sinne des 
§ 141 des Luftfahrtgesetzes.  

(5) Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr kann die Bestellung zum Ge-
schäftsführer widerrufen, wenn ein Geschäftsführer eine Weisung gemäß den Abs. 2 oder 4 
nicht befolgt oder eine Auskunft gemäß Abs. 3 nicht erteilt. § 16 des Gesetzes über die Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung, RGBl. Nr. 58/1906, wird dadurch nicht berührt 

 

Richtlinien für die Unternehmensführung 

§ 9. 

(1) Die Geschäftsführung hat ein Unternehmenskonzept zu erstellen und dieses jährlich zu über-
arbeiten. Sie hat bei ihren Maßnahmen und Entscheidungen neben der Gewährleistung der Si-
cherheit der Luftfahrt insbesondere auch auf die Entwicklung der Luftverkehrswirtschaft, die 
Gebühren im internationalen Vergleich sowie auf die Rechte der Dienstnehmer Bedacht zu neh-
men. Darüber ist dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr und dem Aufsichts-
rat mindestens jährlich zu berichten. Die Geschäftsführung hat im Sinne der Wirtschaftlichkeit, 
Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit der Unternehmensführung entsprechende Maßnahmen zu 
setzen und dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr unverzüglich allenfalls 
notwendige Vorschläge über die Änderung von Rahmenbedingungen der Unternehmenstätig-
keit zu erstatten. 

… 
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2. Luftfahrtgesetz – LFG2 

Flugsicherung 

Begriffsbestimmungen 

§ 119. 

(1) Die Flugsicherung dient der sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Flugverkehrs. 

(2) Die Flugsicherung umfasst: 

1. die Flugsicherungsdienste und zwar die 

a) Flugverkehrsdienste (Flugverkehrskontrolldienste, Fluginformationsdienst, Flugalarm-
dienst), 

b) Kommunikations-, Navigations- und Überwachungsdienste, 

c) Flugwetterdienste und  

d) Flugberatungsdienste (Luftfahrtinformationsdienste), 

2. das Luftraummanagement, 

3. die Verkehrsflussregelung und 

4. die Festlegung von Flugverfahren und die Erlassung sonstiger, der Erfüllung der Flugsiche-
rungsaufgaben dienenden allgemeinen Anordnungen (§ 120a). 

(3) Für die in diesem Abschnitt verwendeten Begriffe gelten die Begriffsbestimmungen des Art. 
2 der Verordnung (EG) Nr. 549/2004 zur Festlegung des Rahmens für die Schaffung eines ein-
heitlichen europäischen Luftraums („Rahmenverordnung“), ABl. Nr. L 96 vom 31.3.2004 S. 1. 

Wahrnehmung der Flugsicherung 

§ 120. 

(1) Soweit in oder auf Grund von völkerrechtlichen Vereinbarungen, in unionsrechtlichen Rege-
lungen oder in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt ist, obliegt die Wahrnehmung der 
Flugsicherung als hoheitliche Aufgabe des Bundes der Austro Control GmbH. Die Austro Control 
GmbH ist zur Durchführung der Flugverkehrsdienste gemäß § 119 Abs. 2 Z 1 lit. a und der Flug-
wetterdienste gemäß § 119 Abs. 2 Z 1 lit. c auf ausschließlicher Grundlage im Sinne des Art. 8 
und des Art. 9 der Verordnung (EG) Nr. 550/2004 über die Erbringung von Flugsicherungsdiens-
ten im einheitlichen europäischen Luftraum („Flugsicherungsdienste-Verordnung“), ABl. Nr. L 96 
vom 31.3.2004 S. 10, benannt. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie kann unbeschadet Abs. 1 aus 
Gründen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit mit Verordnung auch andere 
Dienstleister zur Durchführung von Flugverkehrsdiensten (§ 119 Abs. 2 Z 1 lit. a) und/oder Flug-
wetterdiensten (§ 119 Abs. 2 Z 1 lit. c) auf Flugfeldern benennen. Diese Dienstleister dürfen nur 

 

 

2 Bundesgesetz vom 2. Dezember 1957 über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz – LFG), StF: BGBl 
253/1957. 
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benannt werden, wenn sie die Anforderungen gemäß Art. 6 und 7 der Flugsicherungsdienste-
Verordnung erfüllen. 

(3) Die Flugsicherungsorganisationen gemäß Abs. 1 und 2 sind zur Wahrnehmung der ihnen 
übertragenen Flugsicherungsaufgaben (§ 119 Abs. 2) entweder alleine oder durch Inanspruch-
nahme der Dienste von gemäß Art. 7 der Flugsicherungsdienste-Verordnung zertifizierten 
Dienstleistern verpflichtet und unterliegen den Weisungen der Aufsichtsbehörde gemäß § 120c. 
Im Falle der Erbringung der Flugverkehrsdienste und der Flugwetterdienste ist von den Flugsi-
cherungsorganisationen vor Inanspruchnahme eines gemäß Art. 7 der Flugsicherungsdienste-
Verordnung zertifizierten Dienstleisters die Zustimmung des Bundesministers für Verkehr, Inno-
vation und Technologie einzuholen. Diese Zustimmung ist zu erteilen, wenn nicht auf Grund be-
sonderer Umstände anzunehmen ist, dass die Inanspruchnahme eine Gefährdung der sicheren, 
geordneten und flüssigen Abwicklung des Luftverkehrs bewirken oder sonst den Grundsätzen 
der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit widersprechen würde, und gegebenen-
falls eine gemäß Art. 2 Abs. 4 der Flugsicherungsdienste-Verordnung erforderliche Vereinbarung 
gemäß § 121a Z 2 abgeschlossen worden ist. Die Zustimmung ist zu widerrufen, wenn eine der 
Zustimmungsvoraussetzungen nicht oder nicht mehr gegeben ist. 

(4) Die Flugsicherungsorganisationen haben für die Zwecke der Flugsicherung Außenstellen zu 
errichten, soweit dies zur sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Luftverkehrs er-
forderlich ist (Flugsicherungsstellen). 

(5) Die Flugsicherungsorganisationen haben die zur ordnungsgemäßen und sicheren Erfüllung 
der ihnen übertragenen Flugsicherungsaufgaben erforderlichen und dem internationalen Stan-
dard entsprechenden Flugsicherungseinrichtungen vorzuhalten sowie im betriebssicheren Zu-
stand zu erhalten und ordnungsgemäß zu betreiben. 

(6) Soweit für die Durchführung von Flugsicherungsdiensten eine Fluglotsenlizenz gemäß der 
Verordnung (EU) Nr. 2015/340 erforderlich ist, haben die Flugsicherungsorganisationen sicher-
zustellen, dass das von ihnen eingesetzte Personal eine von einem Mitgliedstaat erteilte und 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 2015/340 rechtsgültige Fluglotsenlizenz innehat. 

 

Allgemeine Flugsicherungsanordnungen 

§ 120a. 

 

(1) Die Austro Control GmbH hat die zur sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des 
Flugverkehrs erforderlichen An- und Abflugverfahren und Verfahren für den Streckenflug fest-
zulegen. Es ist dabei auf die Abwehr von den der Allgemeinheit aus dem Luftverkehr drohenden 
Gefahren, wie insbesondere auf eine möglichst geringe Immissionsbelastung, Bedacht zu neh-
men. 

(2) Die Austro Control GmbH und die gemäß § 120 Abs. 2 betrauten Flugsicherungsorganisatio-
nen können im Rahmen der Wahrnehmung der ihnen übertragenen Flugsicherungsaufgaben 
die zur sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Flugverkehrs erforderlichen allge-
meinen Anordnungen treffen. Es ist dabei auf die Abwehr von den der Allgemeinheit aus dem 
Luftverkehr drohenden Gefahren, wie insbesondere auf eine möglichst geringe Immissionsbe-
lastung, Bedacht zu nehmen. 

(3) Die Regelungen gemäß Abs. 1 und 2 sind in luftfahrtüblicher Weise kundzumachen. 
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Aufsicht 

§ 120c. 

(1) Soweit nicht auf Grund einer Vereinbarung gemäß § 121a Z 2 etwas anderes festgelegt ist, 
unterliegen die Flugsicherungsorganisationen gemäß § 120 Abs. 1 und 2 sowie die gemäß § 120 
Abs. 3 in Anspruch genommenen Dienstleister der Aufsicht des Bundesministers für Verkehr, 
Innovation und Technologie. Die Bestimmung des § 141 Abs. 2 und 3 ist, unbeschadet der uni-
onsrechtlichen Regelungen gemäß Abs. 2, sinngemäß anzuwenden. Der Bundesminister für Ver-
kehr, Innovation und Technologie ist berechtigt, Weisungen zu erteilen. 

 

(2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie ist die nationale Aufsichtsbe-
hörde im Sinne des Art. 4 der Rahmenverordnung. Er nimmt, soweit nicht besondere Regelun-
gen bestehen, sämtliche Aufgaben und Befugnisse wahr, die der nationalen Aufsichtsbehörde 
in der Rahmenverordnung, der Flugsicherungsdienste-Verordnung, der Verordnung (EG) Nr. 
551/2004 über die Ordnung und Nutzung des Luftraums im einheitlichen europäischen Luft-
raum („Luftraum-Verordnung“), ABl. Nr. L 96 vom 31.3.2004 S. 20, der Verordnung (EG) Nr. 
552/2004 über die Interoperabilität des europäischen Flugverkehrsmanagementnetzes („In-
teroperabilitäts-Verordnung“), ABl. Nr. L 96 vom 31.3.2004 S. 26, oder den auf Grund dieser Ver-
ordnungen erlassenen Durchführungsregelungen sowie in der Durchführungsverordnung (EU) 
2017/373 übertragen oder eingeräumt sind. 

 

C. Verordnungen 

1. Luftverkehrsregeln 2014 – LVR 20143 

Verpflichtung zur Einhaltung der Anordnungen der Flugsicherung 

§ 4.  

(1) Unbeschadet der Bestimmung SERA.2015 hat der Pilot den Anordnungen der Flugverkehrs-
kontrollstellen und in militärisch reservierten Bereichen den Anordnungen der Militärflugleitun-
gen Folge zu leisten. 

(2) Der Pilot hat die in luftfahrtüblicher Form kundgemachten allgemeinen Flugsicherungsan-
ordnungen (§ 120a LFG) einzuhalten. 

 

 

3 Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie sowie des Bundes-
ministers für Landesverteidigung und Sport über die Regelung des Luftverkehrs 2014, StF: BGBl 
II 297/2014. 
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An- und Abflugverfahren 

§ 26.  

(1) Beim Anfliegen, Überfliegen oder Abfliegen von Flugplätzen sind die von der zuständigen 
Behörde mit Rücksicht auf die Sicherheit der Luftfahrt und zur Verminderung von Lärmbelästi-
gungen gegebenenfalls aufgetragenen Verfahren einzuhalten. 

(2) Unbeschadet des Abs. 1 kann die zuständige Behörde auf bestimmten Flugplätzen unter Be-
dachtnahme auf die Sicherheit der Luftfahrt und zur Vermeidung von Lärmbelästigungen be-
sondere An- und Abflugverfahren auftragen, welche besondere Anforderungen an den Piloten 
oder die Ausrüstung oder die Leistung des Luftfahrzeuges stellen. Die Durchführung von Flügen 
nach diesen besonderen An- und Abflugverfahren ist nur mit Bewilligung der zuständigen Be-
hörde zulässig. 

(3) Bewilligungen gemäß Abs. 2 dürfen nur erteilt werden, wenn durch den Flugbetrieb das öf-
fentliche Interesse der Sicherheit der Luftfahrt nicht gefährdet wird. Sie sind insoweit bedingt, 
befristet und mit Auflagen zu erteilen, als dies im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt und zur 
Vermeidung von Lärmbelästigungen erforderlich ist. Sie sind zu widerrufen, wenn eine der Be-
willigungsvoraussetzungen nicht oder nicht mehr gegeben ist oder gegen Auflagen verstoßen 
worden ist. 
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 Rechtswissenschaftliche Analyse 

A. Überblick 

Im Zentrum der rechtswissenschaftlichen Analyse steht die Austro Control GmbH 

(Austro Control GmbH). Ausgangspunkt ist die verwaltungsrechtliche Einordnung der 

Austro Control GmbH. In einem ersten Schritt sollen die verwaltungsrechtlichen Rah-

menbedingungen sowohl aus organisationsrechtlicher Sicht als auch – im Hinblick auf 

ihre Aufgaben im Rahmen des Starts und der Landung von Flugzeugen – aus dem Blick-

winkel des Verwaltungshandelns betrachtet werden (B.). Ausgehend von der Betrach-

tung dieser spezifischen hoheitlichen Tätigkeiten der Austro Control GmbH wird in wei-

terer Folge die Einordnung des diesbezüglichen privatrechtlichen Handelns der Austro 

Control GmbH näher untersucht und verfassungsrechtliche Problemstellungen, insbe-

sondere aus rechtsstaatlicher Perspektive, analysiert (C.). 

 

B. Verwaltungsrechtliche Einordnung der Austro Control GmbH 

1. Zur organisationsrechtlichen Stellung der Austro Control GmbH als 

ausgegliederte Einrichtung  

Aufgrund der Ermächtigung gemäß § 1 Austro Control GmbH-G hat der Bundesminister 

für Verkehr die Austro Control GmbH mit Sitz in Wien eingerichtet. Soweit das Austro 

Control GmbH-G keine besonderen Regelungen vorsieht, gilt das GmbHG.4 § 1 Abs. 2 

Austro Control GmbH-G legt fest, dass die Anteile der Austro Control GmbH zu 100 % 

dem Bund vorbehalten sind und die Anteilsverwaltung des Bundes durch den 

 

 

4 Siehe § 1 Abs 1 ACG-G (Bundesgesetz über die Austro Control Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung). 
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Bundesminister für Verkehr (derzeit BMK) durchgeführt wird. Die Möglichkeit gemäß 

§ 1 Abs. 3 Austro Control GmbH-G durch eine Kapitalerhöhung Anteile an Flughafenbe-

triebsgesellschaften zu übertragen, wurde nicht in Anspruch genommen.5 

Die Austro Control GmbH verfügt über zwei Tochterunternehmen, die MeteoServe Wet-

terdienst GmbH und die Austro Control GmbH international, wobei die Austro Control 

GmbH jeweils 100 % an diesen Tochterunternehmen hält.6  

Bei der Austro Control GmbH handelt es sich um einen aus dem Bund ausgegliederten 

Rechtsträger, der aus dem Bundesamt für Zivilluftfahrt im Jahr 1993 hervorging und 

dessen Aufgaben übernahm. 

2. Beleihung der Austro Control GmbH 

a. Festlegung der Aufgaben der Austro Control GmbH 

Gemäß § 2 Abs. 1 Austro Control GmbH-G hat die Austro Control GmbH sämtliche dem 

Bundesamt für Zivilluftfahrt im Luftfahrtgesetz sowie in den aufgrund dieses Gesetzes 

erlassenen Verordnungen bisher übertragenen Aufgaben wahrzunehmen; darüber hin-

aus können durch Bundesgesetze bzw. Verordnungen weitere Aufgaben übertragen 

werden. Der Bund kann gemäß § 2 Abs. 3 Austro Control GmbH-G „auch andere be-

hördliche Aufgaben, insbesondere für technische Kontrollen“ der Austro Control GmbH 

übertragen. Darüber hinaus wird die Austro Control GmbH gemäß § 2 Abs. 4 Austro 

Control GmbH-G ermächtigt „Dienste und Leistungen, welche im Zusammenhang mit 

den ihr gemäß Abs. 1 übertragenen Aufgaben stehen, national und international anzu-

bieten und zu erbringen, wenn sie dem Gesellschaftszweck entsprechen und geeignet 

sind, das Unternehmen zu fördern“. Gemäß § 2 Abs. 4 Austro Control GmbH-G darf die 

 

 

5 Siehe dazu etwa den Corporate Governance Bericht 2020 der ACG, Seite 2, verfügbar unter 
https://www.austrocontrol.at/jart/prj3/ac/data/uploads/Bericht%20zum%20B-
PCGK%202020.pdf.  
6 Ebenda, 5.  
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Austro Control GmbH auch Unternehmen gründen und Beteiligungen erwerben, wel-

che das Unternehmen fördern. Insgesamt gilt aber, dass die „Erfüllung der in den Abs. 

1 bis 3 [des § 2 Austro Control GmbH-G] übertragenen Aufgaben“ durch die weiteren 

Dienste und Leistungen „nicht beeinträchtigt werden“ darf.  

Aufgrund der Übernahme der hoheitlichen Aufgabe der Flugsicherung durch die Austro 

Control GmbH (siehe dazu auch § 120 Abs. 1 LFG) ist die Austro Control GmbH als be-

liehenes Unternehmen zu qualifizieren. Darüber hinaus kann sie aber auch privatwirt-

schaftlich gemäß § 2 Abs. 4 Austro Control GmbH-G tätig werden, wobei „sie keinen 

Vorteil aus ihrer Stellung ziehen [soll] bzw. soll sie gewisse Tätigkeiten überhaupt nicht 

ausüben – die Gesellschaft soll dort nicht als Wettbewerber auftreten, wo sie Kontroll-

funktionen ausübt“.7 

b. Aufsicht sowie Grenzen der Beleihung 

Gemäß § 2 Abs. 1 Austro Control GmbH-G hat die Austro Control GmbH „alle organisa-

torischen Vorkehrungen zu treffen, um diese Aufgaben unter der Aufsicht der staatli-

chen Behörden erfüllen zu können.“ Gemäß § 3 Abs. 1 Austro Control GmbH-G kommt 

dem Bundesminister für Verkehr „[u]nbeschadet der Rechte der Generalversammlung“ 

die Aufsicht über die Tätigkeiten der Austro Control GmbH zu. So kann der Bundesmi-

nister „allgemeine Weisungen“ ebenso wie „Weisungen im Einzelfall erteilen“.8 Darüber 

hinaus sind dem Bundesminister „von der Geschäftsführung alle zur Erfüllung seiner 

Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die entsprechenden Unterlagen zu 

übermitteln“ (§ 3 Abs 3 Austro Control GmbH-G). Schließlich kann der Bundesminister 

„die Bestellung zum Geschäftsführer widerrufen, eine geschäftsführende Weisung [..] 

nicht befolgt oder eine Auskunft […] nicht erteilt.“ 

 

 

7 Siehe die RV 1247 BlgNR, 18.GP, 11.  
8 § 3 Abs 2 ACG-G. 
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Neben der gesetzlich festgelegten Aufsicht hat sich insbesondere der VfGH mit den 

Grenzen der Beleihung der Austro Control GmbH auseinandergesetzt. Im Erk VfSlg 

14.473/1996 hielt der VfGH fest, dass zu den Aufgaben der Austro Control GmbH in der 

Flugsicherung „verschiedene (andere) behördliche Aufgaben, in denen sie zur Führung 

von Verwaltungsverfahren und zur Bescheiderlassung berufen ist“, zählen. Auch wenn 

der VfGH keine Überschreitung des verfassungsrechtlichen Rahmens erkennen konnte, 

so hält dieser fest, dass verfassungsrechtliche Vorgaben, wie insbesondere die Einbin-

dung in den Weisungszusammenhang, die Organisationsverantwortung und die Ver-

antwortlichkeit der obersten Organe herzustellen ist. „Dem Bund sind hinsichtlich der 

Aufgabenbesorgung durch die Austro Control GmbH jene Leitungsbefugnisse gesichert, 

von denen Art 20 Abs1 B-VG ausgeht (umfassende Aufsichts- und Weisungsbefugnisse 

des Bundesministers für öffentliche Wirtschaft und Verkehr; Mehrheit der Gesell-

schaftsanteile der GmbH beim Bund, vertreten durch den Bundesminister für öffentli-

che Wirtschaft und Verkehr).“ Aufgrund der stark ausgeprägten, gesetzlich vorgesehe-

nen Aufsichtsrolle der (heutzutage Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 

Mobilität, Innovation und Technologie (kurz: BMK) ist damit eine Überschreitung der 

verfassungsrechtlichen Grenzen der Beleihung nicht erfolgt. 

c. Aufsicht sowie Grenzen privatrechtlicher Tätigkeiten 

Die in § 3 Austro Control GmbH-G vorgesehene Aufsichtszuständigkeit der BMK wird 

nicht auf hoheitliche Tätigkeiten eingeschränkt. So formulieren auch die Erläuterungen, 

dass über den unerlässlichen Weisungszusammenhang im Sinne des Art. 20 B-VG hin-

aus „die Intention verfolgt [wird], dem Bundesminister für […] Verkehr die Durchsetzung 

luftverkehrspolitischer Zielsetzungen und Sicherheitsinteressen […] zu ermöglichen.“9 

Auch wenn sich die Äußerungen auf den spezifischen Fall des § 2 Abs. 2 Austro Control 

GmbH-G beziehen, so zeigt sich deutlich, dass eine Einschränkung der 

 

 

9 Siehe die RV 1247 BlgNR, 18.GP, 11. 
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Weisungsbefugnisse auf bloß hoheitliche Tätigkeiten nicht beabsichtigt wurde; im Ge-

genteil, die Aufsichtsbefugnis der BMK bleibt umfassend und bezieht auch den Bereich 

der nicht hoheitlichen Tätigkeiten der Austro Control GmbH mit ein.  

Grenzen für die privatwirtschaftlichen Tätigkeiten der Austro Control GmbH finden sich 

einfachgesetzlich gemäß § 2 Abs. 4 Austro Control GmbH-G. So müssen die erbrachten 

Dienste und Leistungen einerseits „das Unternehmen fördern“ und es dürfen anderer-

seits die Erfüllung der übertragenen hoheitlichen Aufgaben „nicht beeinträchtigt wer-

den“. Eine Markttätigkeit ist überdies im Sinne der Erläuterungen dort ausgeschlossen, 

wo die Austro Control GmbH „Kontrollfunktionen ausübt“.10 Auch wenn sich die gesetz-

lichen Aussagen auf privatwirtschaftliche Tätigkeiten im Sinne von „Diensten und Leis-

tungen“ beziehen, so kommen allgemeine rechtsstaatliche Prinzipien des nicht-hoheit-

lichen Handelns der Austro Control GmbH in diesem Zusammenhang zum Ausdruck. 

 

3. Handlungsformen der Austro Control GmbH 

a. Einleitung 

Innerhalb der hoheitliche Handlungsformen der Austro Control GmbH sind im konkre-

ten Zusammenhang insbesondere zwei Akte der Hoheitsverwaltung von besonderem 

Interesse: einerseits die allgemeine Festlegung der Flugrouten, andererseits die konkre-

ten Anordnungen zur Benutzung einer konkreten Flugroute an den Flugpiloten. 

b. Festlegung der Flugrouten 

Die Festlegung der Flugrouten ist Teil der Sicherung des Flugverkehrs gemäß § 119 Abs. 

1 LFG. Die Wahrnehmung der Flugsicherung als hoheitliche Aufgabe des Bundes obliegt 

 

 

10 Siehe die die Erl zur RV 1247 BlgNR, 18.GP, 11. 
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der Austro Control GmbH gem § 120 LFG. Die allgemeine Festlegung der Flugrouten 

erfolgt als allgemeine Flugsicherungsanordnung gem § 120a LFG,11 die die Austro Con-

trol GmbH ermächtigt „die zur sicheren, geordneten und flüssigen Abwicklung des Flug-

verkehrs erforderlichen An- und Abflugverfahren und Verfahren für den Streckenflug 

festzulegen.“12 Es handelt sich bei der allgemeinen Festlegung von Flugrouten um Ver-

ordnungen der Austro Control GmbH. Unter Verordnung ist eine „von einer (staatlichen) 

Verwaltungsbehörde im Bereich der Hoheitsverwaltung erlassene generelle außenwirk-

same Norm zu verstehen“.13 Die Austro Control GmbH ist als eine Verwaltungsbehörde 

zu verstehen, da ihr Hoheitsaufgaben übertragen sind; ebenso finden die Anordnungen 

der Flugsicherung gem § 120a LFG im Rahmen ihrer Wahrnehmung der Flugsicherung 

iSd § 120 LFG statt, die explizit als hoheitliche Aufgabe vorgesehen ist. Die allgemeinen 

Flugsicherungsanordnungen richten sich nicht an einen individuellen, sondern an einen 

generellen Adressatenkreis, da dieser im Vorhinein nicht besteht und nicht konkretisiert 

werden kann. Schließlich handelt es sich um eine nach außen gerichtete Norm, da diese 

Anordnungen nicht bloß MitarbeiterInnen der Austro Control GmbH betreffen, sondern 

auch an alle relevanten Akteure im Fluggeschehen richten.  

Diese Qualifikation nahm auch der VwGH vor, der im Rahmen von Zulässigkeitserwä-

gungen zur Revision anlässlich einer Beschwerde zum UVP-Verfahren der dritten Piste 

des Flughafen Wien AG festhielt:  

 

 

11 Eine erstmalige Erwähnung finden diese in BGBl I 73/2003, wobei die Erl z RV 94 BlgNR, 22. GP, 
5 zu § 119 lit. A LFG wie folgt Stellung nehmen: „Die im Rahmen der Flugsicherung in luftfahrt-
üblicher Weise kundgemachten allgemeinen Anordnungen sollen explizit genannt werden.“ 
12 Siehe idS die Erl z RV 537 BLgNR 23. GP 9f (zu BGBl I 83/2008): „Zu § 120a: Die bisher in § 119 
lit. a genannten allgemeinen Flugsicherungsanordnungen sollen nunmehr im Sinne der Klarheit 
in einer eigenen Bestimmung geregelt werden. Zu diesen allgemeinen Anordnungen zählt ins-
besondere die verbindliche Festlegung von Flugwegen im Sinne eines Flugstreckennetzes sowie 
die dazugehörigen An- und Abflugstrecken im österreichischen Luftraum.“ 
13 Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht6 (2021) 729 
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„Im Einzelnen bringen die mitbeteiligten Parteien vor, das BVwG begründe die Zulässig-

keit der Revision mit angeblich fehlender Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 

zur Frage, ob die Bewilligung der dritten Piste ohne Vorgaben in Bezug auf die Festlegung 

des Fluggeschehens möglich sei. Diese Frage sei jedoch im Luftfahrtgesetz (LFG) eindeu-

tig geregelt, weil gemäß § 120a LFG die Austro Control GmbH das Fluggeschehen 

- die An- und Abflugverfahren - mit Verordnung festzulegen habe. Für eine Festle-

gung im gegenständlichen UVP-Verfahren verbleibe somit kein Raum. Die Rechtslage sei 

vollkommen eindeutig. Auch der EuGH fordere keine Festlegung des Fluggeschehens in 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP).“ 

Zum Verordnungsverfahren nehmen die Erläuternden Bemerkungen zu BGBl I 

108/2013 wie folgt Stellung:14 

„In § 120a soll die gesetzliche Grundlage für die bestehende Praxis nun auch explizit klar-

gestellt werden. Dies erfolgt durch den – nicht taxativen („insbesondere“) – Hinweis, dass 

bei der Festlegung der für den sicheren, geordneten und flüssigen Flugverkehr erforder-

lichen Flugverfahren unter dem Aspekt der Abwehr der der Allgemeinheit aus dem Luft-

verkehr drohenden Gefahren auch auf den Teilaspekt der Minimierung der Immissions-

belastung („möglichst geringe Immissionsbelastung“) Bedacht zu nehmen ist.  

Planung und Festlegung von Flugverfahren bilden einen äußerst komplexen Vor-

gang, in dem zahlreiche Sicherheits-, Kapazitäts-, Gefahrenabwehr- und Effizienzas-

pekte zu beachten sind (vgl. dazu die Prinzipien der sicheren, einfachen und wirtschaft-

lichen Verfahrensgestaltung durch Beachtung von Leistungsvermögen der Luftfahr-

zeuge, Navigationsmethoden, Hindernisfreiheit, Luftraumnutzung, Flugweglänge, Anbin-

dung an das sonstige Streckennetz, Kapazität von Pisten[systemen], Wetterlagen etc.). 

Bei der Abwägung der möglichen Flugrouten-Varianten unter Immissionsaspekten 

kann es je nach Gewichtung unterschiedlicher Immissionsarten – wie etwa Fluglärm und 

Schadstoffausstoß – zu unterschiedlichen Beurteilungen des Gefahrenpotentials kom-

men. Auch bei Betrachtung möglicher Flugroutenvarianten unter 

 

 

14 Erl zur RV 2299 BlgNR 24. GP, 12f. 
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Lärmschutzaspekten ist es in aller Regel nicht möglich, eindeutige und allgemein 

befriedigende Bewertungsergebnisse auf technischem Weg zu erzielen.  

Aber es kann – wie die positiven Erfahrungen aus partizipativen Verfahren an ver-

kehrsreichen Flughäfen belegen – in komplexen Situationen ein verhandlungsorien-

tierter Ansatz, in dem Lösungsvarianten und deren jeweilige Auswirkungen mit 

Betroffenen bzw. Interessensvertretern analysiert, optimiert und abgewogen wer-

den, eine stabile Grundlage für die Festlegung von Flugverfahren unter Berücksichtigung 

des Lärmschutzes schaffen.  

Die Regelung in § 120a Abs.1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 soll somit – auch weiterhin – als 

Berücksichtigungs- und Abwägungsgebot zu verstehen sein.“ 

Während auf gesetzlicher Ebene zwar inhaltliche Anhaltspunkte (etwa in Hinblick auf 

eine möglichst geringe Immissionsbelastung) bestehen, wird das Verordnungsverfah-

ren nicht näher konkretisiert; demgegenüber sprechen die Erläuterungen von „partizi-

pativen Verfahren“ und einem „verhandlungsorientierten Ansatz“.15 Entsprechende 

ausdrückliche gesetzliche Verfahrensregeln wurde allerdings nicht aufgenommen. 

Die Kundmachung der Festlegung der Flugrouten erfolgt im Luftfahrthandbuch, das 

von der Austro Control GmbH im Internet publiziert wird.16 Dies entspricht der Kund-

machung der allgemeinen Anordnungen in luftfahrtüblicher Weise gem § 172a LFG.17 § 

172a Abs 1 LFG sieht vor, dass „[f]ür die Kundmachung in luftfahrtüblicher Weise […] als 

Publikationsmittel insbesondere das Österreichische Nachrichtenblatt für Luftfahrer, 

das Luftfahrthandbuch Österreich (Aeronautical Information Publication [AIP] Austria), 

die dazu in regelmäßigen Abständen oder anlassbezogen herausgegebenen Ergänzun-

gen oder die NOTAM (Notice to Airmen), jeweils in einer nach Form und Aufbereitung 

dieser Publikationsmittel üblichen Weise herangezogen werden“ können, wobei „[ü]ber 

 

 

15 Siehe zur Thematik unter III.C.3. 
16 Siehe dazu https://eaip.austrocontrol.at/lo/210813/index.htm. 
17 Siehe idS Erl z RV 537 BLgNR 23. GP 9f (zu BGBl I 83/2008).  



Lachmayer, Das Verwaltungshandeln der Austro Control GmbH 
 
 

 22 

Art und Inhalt der luftfahrtüblichen Kundmachung […] die zur Erlassung der kundzuma-

chenden Regelung zuständige Behörde“, also in diesem Fall die Austro Control GmbH 

entscheidet.18 

Zur Einhaltung der allgemeinen Flugsicherungsanordnungen iSd § 120a LFG werden Pi-

loten gemäß § 4 Abs. 2 LVR19 verpflichtet. Von der Einhaltung der generellen Regeln ist 

die konkrete Anordnung der Flugrouten zu unterscheiden. Gemäß § 26 Abs. 1 LVR sind 

„[b]eim Anfliegen, Überfliegen oder Abfliegen von Flugplätzen [… ] die von der zustän-

digen Behörde mit Rücksicht auf die Sicherheit der Luftfahrt und zur Verminderung von 

Lärmbelästigungen gegebenenfalls aufgetragenen Verfahren einzuhalten“, wobei auch 

„besondere[n] An- und Abflugverfahren […] mit Bewilligung der zuständigen Behörde 

zulässig“ sind.20 

c. Konkrete Anordnung der Flugroute an den Piloten 

Die Zuweisung einer Piste und des Landeanflugwegs erfolgt durch mündliche Anwei-

sung eines Bediensteten der Austro Control GmbH über Funk an den Piloten. Diese 

konkrete Anordnung der Flugroute wird in der Rsp als Ausübung unmittelbarer verwal-

tungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt (AuvBZ) qualifiziert. Darunter wird „jeder 

von einem Verwaltungsorgan im Bereich der Hoheitsverwaltung individuell nach außen 

relativ verfahrensfrei erlassenen Befehl bzw unmittelbar getätigter Zwang“ verstanden. 

 

 

18 Kundmachung in luftfahrtüblicher Weise 
§ 172a. (1) … 
(2) Die Austro Control GmbH oder eine auf Grund einer Übertragung gemäß § 140b zuständige 
Behörde kann die Publikationsmittel gemäß Abs. 1 in elektronischer Form betreiben. Dabei sind 
die Kundmachungen im Internet unter einer von der Austro Control GmbH oder einer auf Grund 
einer Übertragung gemäß § 140b zuständigen Behörde in luftfahrtüblicher Weise zu verlautba-
renden Adresse zur Abfrage bereit zu halten. … 
19 VO des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie sowie des Bundesministers 
für Landesverteidigung und Sport über die Regelung des Luftverkehrs 2014 (Luftverkehrsregeln 
2014 – LVR 2014), StF BGBl II 297/2014 idgF. 
20 So § 26 Abs. 2 LVR.  
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In VfSlg 19.227/2010 nimmt der VfGH zur Frage der Qualifikation der Anordnung als 

AuvBZ wie folgt Stellung:  

„Wendet man diese Kriterien auf die vorliegende Anordnung der Austro Control GmbH 

an einen Piloten, das Flugzeug über ein Flugbeschränkungsgebiet zu fliegen, an, so zeigt 

sich, dass es sich hiebei nicht um eine Verordnung iSd Art139 Abs1 B-VG handelt. 

Die Anordnung der Austro Control GmbH vom 8. März 2010 an den Piloten eines 

Luftfahrzeuges (Flugnummer 355b8946) richtet sich inhaltlich nämlich nicht an einen 

nach generellen Merkmalen bestimmten Personenkreis (vgl. zu dieser Voraussetzung 

VfSlg. 12.935/1991), sondern nur gegen den individuell betroffenen Piloten. Nur die-

ser ist Adressat des Befehls und nur diesem drohen Sanktionen im Falle der Miss-

achtung der Anordnung. Daher handelt es sich bei der Anordnung nicht um eine Ver-

ordnung iSd Art139 Abs1 B-VG. 

Dass die Anordnung jeweils nur an eine bestimmte Person gerichtet ist, zeigt bereits 

deutlich, dass es sich nicht um eine generelle Anordnung normativen Gehalts handelt 

(vgl. zB VfSlg. 18.112/2007), welche die Rechtssphäre Dritter berührt.“ 

Der VfGH bestätigt somit das Vorliegen eines AuvBZ. Die vorgebrachte Argumentation 

eines janusköpfigen Verwaltungsakts wird in der Sache abgelehnt. Die Beurteilung als 

AuvBZ findet sich überdies in der Rechtsprechung des VwGH, der konkrete Anordnun-

gen der Luftfahrtbehörden ebenso als AuvBZ qualifiziert (siehe etwa VwGH 22.6.1982, 

Z 631/80 [SlgNr. 10.768/A], VwGH 22.3.1995, 91/03/0089).  

4. Zwischenresümee 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Austro Control GmbH – unter Aufsicht 

der Bundesministerin für Klimaschutz – die ihr per Gesetz und Verordnung übertrage-

nen Befugnisse der Hoheitsverwaltung ausübt. Darüber hinaus nimmt die Austro Con-

trol GmbH auch Aufgaben der Privatwirtschaftsverwaltung wahr. Im Rahmen der ho-

heitlichen Flugsicherung erlässt die Austro Control GmbH allgemeine Flugsicherungs-

anordnungen, die als Verordnungen zu qualifizieren sind, und in luftfahrtüblicher Weise 

– also etwa im Luftfahrthandbuch – kundgemacht werden.  
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Im Rahmen dieser allgemeinen Flugsicherungsanordnungen werden aufgrund der Fest-

legung der Flugrouten sodann im Rahmen des konkreten Anflugs oder Abflugs durch 

die Austro Control GmbH Anordnungen als konkretisierte Befehlsgewalt (adressiert an 

den jeweiligen Piloten) zur Wahl der konkreten Flugroute vorgenommen. Ein Eingriff in 

die Rechtssphäre Dritter wird diesbezüglich vom VfGH abgelehnt und damit die Mög-

lichkeit eines janusköpfigen Verwaltungsaktes, also die gleichzeitige Qualifikation des 

AuvBZ als Verordnung, mangels Normativität gegenüber den vom Flugzeuglärm be-

troffenen Menschen ausgeschlossen. Allfällige Genehmigungen des Bundesministers 

für Verkehr sind in diesem Zusammenhang nicht als Bescheid, sondern als Ausfüh-

rungsform des Aufsichtsrechts des Bundesministers zu verstehen. 

Insgesamt zeigt sich daher ein Rechtsschutzdefizit. Vom Flugverkehr betroffene Perso-

nen in den Einflugschneisen haben weder eine Möglichkeit die abstrakten Flugrouten-

festlegung überprüfen zu lassen, da es ihnen an unmittelbarer Betroffenheit fehlt. 

Ebenso wenig besteht die Möglichkeit die konkreten, an den Piloten gerichtete Befehls-

gewalt der Austro Control GmbH zu überprüfen, da dem konkreten Befehlsakt in der 

höchstgerichtlichen Rechtsprechung keine generelle Wirkung gegenüber den durch die 

Lärmeinwirkung betroffenen Personen zugestanden wird. Auch wenn an dieser Stelle 

auf die Frage der rechtlichen Betroffenheit nicht näher eingegangen werden kann, so 

gilt es nichtsdestoweniger festzuhalten, dass in den Schutzbereich von Art 8 EMRK 

durch gesundheitsrelevante Lärmeinwirkungen eingegriffen wird. Die konkrete Über-

prüfbarkeit rechtlicher Maßnahmen der Austro Control GmbH durch in ihrer Grund-

rechtssphäre betroffene Personen ließe sich jedenfalls einfachgesetzlich ausgestalten, 

um das Rechtsschutzdefizit zu beseitigen.  

Das vorhandene Rechtsschutzdefizit kann auch nicht durch allfällige Amtshaftungsan-

sprüche kompensiert werden, da der Nachweis der Kausalität einzelner rechtswidriger 

Anordnungen durch die Austro Control GmbH mit eingetretenen Gesundheitsschäden 

nur schwerlich zu führen sein wird. Die Möglichkeiten der Kontrolle der Anordnung der 

Austro Control GmbH bestehen somit derzeit primär im Rahmen des bundesministeri-

ellen Aufsichtsrechts und nicht im Rahmen von subjektiven Beschwerdemöglichkeiten. 
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Die Website www.flugspuren.at wird unter anderem von der Austro Control GmbH be-

trieben. Die Möglichkeit für Fluglärmbetroffene „Beschwerden“ auf dieser Website ein-

zubringen, stellt keinen Rechtsschutz dar. Im Gegenteil, automatisch generierte Ant-

worten, die u.a. darauf hinweisen, dass die An- und Abflugstrecken im Rahmen des Me-

diationsverfahrens unter Mitwirkung der daran beteiligten Verfahrensparteien im Jahr 

2004 im Konsens beschlossen wurden, sind als rechtlich problematisch zu beurteilen, 

wie die folgenden Ausführungen darlegen werden. 
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C. Rechtsstaatliche Beurteilung der Austro Control GmbH 

Aktivitäten im Kontext des Dialogforums 

1. Tätigkeit der Austro Control GmbH im Rahmen des Dialogforums 

Bei dem sog. Dialogforum handelt es sich um einen privatrechtlich eingerichteten Ver-

ein, dessen Gründungsmitglieder unter anderem die Flughafen Wien AG, die Austrian 

Airlines AG, die Austro Control GmbH sowie Gemeinden und die Länder Wien, Nieder-

österreich und das Burgenland sind.21 Der Austro Control GmbH kommt das Recht zu, 

eine delegierte Person in den erweiterten Vereinsvorstand zu entsenden.22 Auch wenn 

der erweiterte Vereinsvorstand „grundsätzlich einstimmig“ Beschlüsse fasst, kommt ua 

der Austro Control GmbH im erweiterten Vorstand ein Vetorecht zu.23 Eine Vereinsmit-

gliedschaft (durch die Austro Control GmbH) ist jedenfalls als privatrechtliches, nicht-

hoheitliches Handeln der Austro Control GmbH zu qualifizieren.24 Fraglich ist, ob und 

unter welchen Umständen die Austro Control GmbH ein derartiges privatrechtliches 

Handeln setzen darf. Dafür sind die konkreten Rahmenbedingungen des Dialogforums 

näher zu untersuchen: 

- Der Vereinszweck 

Als Vereinszweck festgelegt ist die „Behandlung und Diskussion von Themen und Kon-

flikten, die im Zusammenhang mit dem Fluggeschehen auf und rund um den Flughafen 

Wien sowie der Umsetzung der in der Abschlussvereinbarung des Mediationsverfah-

rens viemediation.at festgehaltenen Vereinbarungen entstehen“25. § 3 Abs 1 

 

 

21 Siehe § 5 Abs 4 Vereinstatuten, verfügbar unter https://www.dialogforum.at/jart/prj3/df/uplo-
ads/data-uploads/Vereinsstatuten_DF_111215.pdf 
22 Siehe § 13 Abs 2 Vereinstatuten. 
23 Siehe § 13 Abs 10 Vereinstatuten. 
24 Siehe dazu sogleich noch im Detail.  
25 Siehe § 2 Vereinstatuten. 
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Vereinsstatuten konkretisiert, dass der „Verein […] nach Abschluss des Mediationsver-

fahrens viemediation.at die Aufgabe übernommen [hat], bei Themen und Konflikten 

aufgrund der Abschlussvereinbarung dieses Mediationsverfahrens und/oder bei The-

men und Konflikten, die mit dem Fluggeschehen auf und rund um den Flughafen Wien 

zu tun haben, für geeignete Kommunikationsprozesse zu sorgen, damit auf partizipa-

tive, transparente, kooperative und faire Weise unter Berücksichtigung aller Interessen 

auf freiwilliger Basis Lösungen gefunden werden können“. Dem Verein kommt in die-

sem Sinne die „Einleitung, Organisation und Steuerung eines geeigneten Kommunika-

tionsprozesses zwecks Monitoring und Evaluierung der Vereinbarungen betreffend das 

Fluggeschehen im 2-Pisten System insbesondere hinsichtlich Verkehrsverteilung Pisten 

u. SIDs, An- und Abflugstrecken, Korridore, Nachtflugregelung“ zu.26 

- Grundlage der Tätigkeit des Dialogforums 

Aus dem Vereinszweck ergibt sich, dass die Grundlage der Tätigkeit des Dialogforums 

die in der Abschlussvereinbarung des Mediationsverfahrens festgehaltenen Vereinba-

rungen sind. Im Rahmen der Abschlussvereinbarung der Mediation wurde von Seiten 

der Austro Control einerseits festgehalten, dass zivilrechtlich verbindliche Vereinbarun-

gen nicht unterzeichnet werden können, aber sich die Austro Control bewusst dafür 

entschieden hat, „vor Ort nach Lösungen zu suchen und die dann getroffenen Verein-

barungen verlässlich umzusetzen“. Für das heutige Fluggeschehen ist der Teilvertrag 

„aktuelle Maßnahmen“ vom 27. Mai 2003 (mit Änderungen in Kraft seit 12. Mai 2005), 

den die Austro Control ohne Vorbehalt unterfertigte, von besonderer Relevanz. 

So partizipierte die Austro Control GmbH an einem Mediationsverfahren, bei dem sie 

mehrfach (wenn auch nicht alle) Vereinbarungen unterzeichnete, insbesondere auch 

 

 

26 Siehe § 3 Abs 2 Vereinsstatuten. 
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das Abschlussdokument. Dabei erklärte sich die Austro Control GmbH nicht rechtlich 

bindend die „getroffenen Vereinbarungen“ einzuhalten. 

Die Umsetzung und Fortführung der Mediation mündete sodann in der Vereinstätigkeit 

des Vereins „Dialogforum“, an dem die Austro Control GmbH teilnimmt. Überdies er-

klärt die Austro Control GmbH, dass sie das Fluggeschehen gemäß Vereinbarungen mit 

dem Flughafen Wien AG und anderen „stakeholdern“ auf Basis der Mediationsergeb-

nisse sowie im Verein „Dialogforum“ regelt.  

 

2. Das Dialogforum als Teil eines hoheitlichen Verwaltungshandelns? 

- Einordnung der Teilnahme der Austro Control GmbH am Dialogforum 

Um die Teilnahme des Austro Control GmbH am Dialogforum im Rahmen der unter-

schiedlichen verfassungsrechtlichen und einfachgesetzlichen Vorgaben zu überprüfen, 

bedarf es einer Qualifikation dieses Verwaltungshandelns. Dabei bestehen allgemein 

zwei Handlungsoptionen für die Austro Control GmbH: einerseits hoheitliches Verwal-

tungshandeln und andererseits nicht-hoheitliches (privatwirtschaftliches) Handeln. In-

nerhalb des hoheitlichen Handelns könnte die Teilnahme der Austro Control GmbH am 

Dialogforum Teil eines konkreten hoheitlichen Verwaltungsakts, aber auch bloß schlicht 

hoheitliches Verwaltungshandeln darstellen. Auch wenn diese Möglichkeiten näher un-

tersucht werden sollen, stellt die Ersteinschätzung der Teilnahme einer im Staatseigen-

tum befindlichen, beliehenen GmbH an einem Verein eine Form nicht-hoheitlichen Han-

delns dar; daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die Austro Control GmbH 100% 

im Staatseigentum steht und beliehen ist.  

- Teil des Verfahrens zur Verordnungserlassung? 

Auch wenn die Teilnahme der Austro Control GmbH am Dialogforum in einer Erstein-

schätzung als nicht hoheitliches Verwaltungshandeln qualifiziert wurde, soll nichtsdes-

toweniger überprüft werden, ob ein derart partizipatives Verfahren der ACG auch 
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hoheitlich zulässig wäre. Diesbezüglich ist zu fragen, inwiefern die Teilnahme der ACG 

im Rahmen des Verfahrens der Verordnungserlassung (Festlegung der Flugrouten im 

Sinne des § 120a LFG) zulässig wäre. Der Grund einer derartigen Untersuchung ergibt 

sich bereits daraus, da die Vereinsteilnahme im Zusammenhang mit den hoheitlichen 

Aufgaben der Austro Control GmbH zu sehen ist.  

Im Gegensatz zum allgemeinen Verwaltungsverfahren im Rahmen einer Bescheiderlas-

sung sind die gesetzlichen Vorgaben für Verwaltungsverfahren zur Verordnungserlas-

sung denkbar gering determiniert. Daran ändern auch die materiengesetzlichen Best-

immungen des LFG nichts wesentlich (sieht man von den spezifischen Regeln zur Kund-

machung der Verordnungen gemäß § 172a LFG ab). Im Sinne verfassungsrechtlicher 

Vorgaben kann jedenfalls eine Anhörung von betroffenen Personengruppen erfolgen 

und muss die Verordnung eine entsprechende sachliche Begründung aufweisen. 

Die Ausgestaltung des Dialogforums widerspricht dem Konzept eines hoheitlichen Ver-

waltungsverfahrens, bei dem die verordnungserlassende Behörde das Verfahren leitet 

und amtswegig ermittelt. Die Durchführung eines hoheitlichen Mediationsverfahrens 

ist weder gesetzlich vorgesehen noch würde die Durchführung eines Mediationsverfah-

rens im Rahmen der hoheitlichen Verordnungserlassung den im Dialogforum vorgese-

henen Rahmenbedingungen entsprechen.  

Aus dem Blickwinkel der Hoheitsverwaltung kann daher das bestehende Verfahren im 

Rahmen des Dialogforums nicht als Bestandteil eines hoheitlichen Verfahrens zur Ver-

ordnungserlassung angesehen werden. 

- Schlichte Hoheitsverwaltung? 

Da das Dialogforum aber keinen Bestandteil des Verordnungsverfahrens darstellt, wird 

in einem nächsten Schritt überprüft, ob die Teilnahme am Dialogforum schlicht hoheit-

liches Handeln zum Ausdruck bringt. Dieser Eindruck könnte insoweit entstehen, als 

sich schlicht hoheitliches Handeln aus einem besonderen Naheverhältnis zu hoheitli-

chen Akten der Verwaltung ergibt. Die Teilnahme am Dialogforum macht für die Austro 
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Control GmbH (aber auch für alle anderen Beteiligten am Dialogforum) nur deshalb 

Sinn, da ein Zusammenhang mit den behördlichen Aufgaben der Austro Control GmbH, 

insbesondere im Rahmen der Festlegung von Flugrouten durch Verordnungserlassung, 

besteht.  

Insoweit dem Dialogforum rein informative und kommunikative Funktionen zukom-

men, könnte darin ein schlicht hoheitliches Verhalten der Austro Control GmbH erblickt 

werden. Wenn aber diese informativen und kommunikativen Funktionen konkrete Ver-

fahrensschritte des Verordnungsverfahrens kompensieren oder gar substituieren, kann 

nicht mehr von schlicht hoheitlichen Verwaltungsverhalten gesprochen werden, son-

dern würde es sich bei der Teilnahme wiederum um Teile des Verwaltungsverfahrens 

selbst handeln. Für diese fehlt aber – wie aufgezeigt – die gesetzliche Grundlage ebenso 

wie eine gesetzlich geregelte Ausgestaltung. Schlicht hoheitliches Verwaltungshandeln 

dient nur begleitenden und untergeordneten Funktionen im Naheverhältnis zur Set-

zung von Hoheitsakten, kann aber weder diese noch die damit verbundenen Verfah-

rensschritte ersetzen. So wäre die Partizipation im Dialogforum – wollte man diese als 

schlicht hoheitlich Verwaltungshandeln verstehen – als gesetzwidrig zu qualifizieren. 

Die Teilnahme am Dialogforum ist somit nicht als hoheitlich zu qualifizieren.  

- Nicht-hoheitliches Handeln 

Es steht damit außer Frage, dass es sich bei der Teilnahme der Austro Control GmbH 

am Dialogforum um keine Form eines hoheitlichen (damit auch nicht eines schlicht ho-

heitlichen) Verwaltungshandeln handelt. Es ist vielmehr davon auszugehen, dass durch 

die Partizipation der Austro Control GmbH am Dialogforum, also der Teilnahme an ei-

nem im Rahmen eines Vereins organisierten Kommunikationsprozesses, ein nicht ho-

heitliches, privatrechtliches Handeln der GmbH vorliegt. Die Teilnahme an der Media-

tion sowie an dem Verein ist aber jedenfalls als rechtliches Handeln der Austro Control 

GmbH zu verstehen. Auch wenn eine zivilrechtliche Bindung der Ergebnisse von Seiten 

der Austro Control – zumindest teilweise explizit – ausgeschlossen wird, handelt es sich 

nicht um einen ausschließlich informalen Prozess ohne rechtliche Relevanz. Dies ergibt 
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sich sowohl aus der Vereinsmitgliedschaft als es sich auch aus der Teilnahme an dem 

Mediationsprozess. 

 

3. Die Teilnahme am Dialogforum als Teil eines nicht-hoheitlichen Handelns 

der Austro Control GmbH 

Privatrechtliche Tätigkeiten der Austro Control GmbH sind insoweit möglich als damit 

nicht den gesetzlichen Rahmenbedingungen widersprochen wird. Das Austro Control 

GmbH-G ermächtigt die Austro Control GmbH sogar dazu „Dienste und Leistungen, wel-

che im Zusammenhang mit den ihr übertragenen Aufgaben stehen […] zu erbringen“. 

Diese müssen dem Gesellschaftszweck entsprechen und geeignet sein, das Unterneh-

men zu fördern. Auch wenn auf den ersten Blick die Teilnahme am Dialogforum genau 

diesen Vorgaben zu entsprechen scheint, so ist die Teilnahme bei einem näheren Blick 

bereits fragwürdig.  

Dabei sind die Bedingung des § 2 Abs. 4 letzter Satz Austro Control GmbH-G zu berück-

sichtigen, der das Anbieten von Diensten und Leistungen unter den Vorbehalt stellt, 

dass dadurch die übertragenen hoheitlichen Aufgaben nicht beeinträchtigt werden. In-

soweit also die Austro Control GmbH einen bloß informativen Austausch vornimmt, 

kann die Teilnahme am Dialogforum als gesetzlich zulässig erachtet werden; insoweit 

allerdings das Dialogforum dazu dient das hoheitliche Verfahren sowie die inhaltliche 

Abwägung im Rahmen der hoheitlichen Aufgabenerbringung durch privatrechtliche 

Mittel zu ersetzen, beeinträchtigt die Teilnahme der Austro Control GmbH am Dialogfo-

rum die der Austro Control GmbH im Rahmen des Austro Control GmbH-G sowie LFG 

übertragenen hoheitlichen Aufgaben und ist damit als unzulässig anzusehen. 

Daran ändern auch die Erläuternden Bemerkungen zur RV 2299 BlgNR 24. GP, 12f zu 

BGBl I 108/2013 nichts, die betonen, dass „[a]uch bei Betrachtung möglicher Flugrou-

tenvarianten unter Lärmschutzaspekten […] es in aller Regel nicht möglich [ist], eindeu-

tige und allgemein befriedigende Bewertungsergebnisse auf technischem Weg zu 
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erzielen.“ Daraus ziehen die EB unter Verweis auf die „positiven Erfahrungen aus parti-

zipativen Verfahren an verkehrsreichen Flughäfen“ die Schlussfolgerung, dass „in kom-

plexen Situationen ein verhandlungsorientierter Ansatz, in dem Lösungsvarianten und 

deren jeweilige Auswirkungen mit Betroffenen bzw. Interessensvertretern analysiert, 

optimiert und abgewogen werden, eine stabile Grundlage für die Festlegung von Flug-

verfahren unter Berücksichtigung des Lärmschutzes schaffen“ können. Ein solcher „ver-

handlungsorientierter Ansatz“ fand in den Gesetzestext aber keinen Eingang und ist da-

her aus Sicht der Hoheitsverwaltung nicht vorgesehen; eine informelle privatrechtliche 

Ausgestaltung kann dabei nicht nur keine Bindung für ein hoheitliches Verfahren ent-

falten, sondern nur zu einer Beeinträchtigung des hoheitlichen Verfahrens der Verord-

nungserlassung führen. Die im Rahmen des Dialogforums vorgenommenen „Analyse, 

Optimierung und Abwägung von Auswirkungen“ hat nicht im Rahmen eines privatrecht-

lich organisierten „verhandlungsorientierten Ansatzes“ zu erfolgen, sondern im Rah-

men des hoheitlichen Verfahrens der Verordnungserlassung. Eine Abweichung vom Le-

galitätsprinzip, also nur aufgrund der Gesetze zu handeln, ist für die Behörde nicht mög-

lich. Die Ausübung von hoheitlich zu treffenden Abwägungsentscheidungen steht ei-

nem privatrechtlichen Aushandlungsprozess nicht offen.  

So nimmt etwa der VwGH zu privatrechtlichen Vereinbarungen iZm der Hoheitsverwal-

tung im Bereich des Abgabenrechts explizit Stellung:  

„Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes sind Abmachungen zwischen 

dem Abgabengläubiger und dem Abgabenschuldner über den Inhalt der Abgabenschuld 

- etwa auch über einen gänzlichen Verzicht auf die Abgabenforderung - ohne abgaben-

rechtliche Bedeutung. Zulässig sind solche Vereinbarungen nur dann, wenn die Ge-

setze sie ausdrücklich vorsehen, wobei sich diese gesetzlichen Ermächtigungen nur 

dann als verfassungskonform erweisen, wenn die öffentlich-rechtlichen Verträge ledig-

lich die Modalitäten der Abgabenerhebung (Berechnung der Bemessungsgrundlage, Fäl-

ligkeit, etc.) und nicht die Steuerpflicht selbst betreffen, wenn im Gesetz Voraussetzun-

gen und Inhalt hinreichend bestimmt sind und wenn in Streitfällen eine bescheidförmige 

Erledigung vorgesehen ist, sodass eine Prüfung der Gesetzmäßigkeit möglich ist. Insbe-

sondere kann die Behörde ohne gesetzliche Ermächtigung auf die Erhebung von 
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Abgaben nicht verzichten. Abmachungen über den Inhalt einer Abgabenschuld 

stehen - soweit sie nicht im Gesetz ausdrücklich zugelassen sind - in Widerspruch 

zu dem aus Art. 18 B-VG abzuleitenden Erfordernis der Gesetzmäßigkeit der Voll-

ziehung der Abgabenvorschrift (vgl. VwGH 4.8.2005, 2003/17/0233, 20.3.2007, 

2006/17/0384, und 24.6.2008, 2006/17/0056, mwN).“ 

Eine gesetzliche Grundlage für das Dialogforum besteht nicht. Es ist vielmehr eine Be-

einträchtigung der hoheitlichen Aufgabenerfüllung zu erwarten. Dies deshalb da die 

Austro Control GmbH festhält „die dann getroffenen Vereinbarungen verlässlich umzu-

setzen“. Der Zweck des Verhandlungsprozesses des Dialogforums ist schließlich auf die 

„Umsetzung“ der Mediationsergebnisse durch die Austro Control GmbH ausgerichtet.  

Eine derartige Beeinträchtigung darf aber gemäß § 2 Abs 4 ACG-G nicht erfolgen. Das 

gesetzliche vorgesehene Verbot der Beeinträchtigung bringt aber einen allgemeinen 

rechtsstaatlichen Grundsatz der Verfassung zum Ausdruck, der die Trennung der ho-

heitlichen von den privatwirtschaftlichen Handlungsformen gebietet und deren Koppe-

lung untersagt. Dabei spielt die Rolle eines Rechtsschutzdefizits, das hier – wie unter 

III.B.4. aufgezeigt – besteht, eine besondere Rolle. Eine Möglichkeit gegen das privat-

wirtschaftliche Handeln der Austro Control GmbH, das – laut Bekundung der Austro 

Control GmbH - einen Einfluss auf ihr hoheitliche Handeln zeitigt, ist für die vom Flug-

verkehrslärm betroffenen Personen nicht möglich. Die Situation wird durch mangeln-

den Rechtsschutz gegen die gesetzten Hoheitsakte diesbezüglich nicht verbessert.  
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4. Rechtliche Konsequenzen 

Die Teilnahme der Austro Control GmbH, die als zuständige Behörde über Fragen der 

Flugsicherung zu entscheiden hat, an einem privatrechtlich organisierten Prozess, der 

sich auf die hoheitlichen Tätigkeiten der Austro Control GmbH bezieht, ist mangels ge-

setzlicher Grundlage unzulässig. Auf diese Weise stellt die Austro Control GmbH, die auf 

Grund der Gesetze und auf Basis eines amtswegig durchzuführenden Verfahrens ho-

heitlich zu entscheiden hat, ihre hoheitliche Entscheidungsbefugnis unzulässigerweise 

zur Disposition in einem Verhandlungsprozess.  

Die Austro Control GmbH hat als Verwaltungsbehörde im Sinne des Legalitätsprinzips 

gem Art 18 B-VG zu entscheiden und auch ihre Ermessenspielräume an den Wertungen 

des Gesetzes, insbesondere des § 120a LFG, auszurichten. So ist etwa „auf die Abwehr 

von den der Allgemeinheit aus dem Luftverkehr drohenden Gefahren, wie insbeson-

dere auf eine möglichst geringe Immissionsbelastung, Bedacht zu nehmen“.  

Auch wenn sich die Austro Control GmbH informell mit den Betroffenen über eine be-

stimmte Vorgangsweise austauschen kann, so darf die Behörde nicht auf Basis dieser 

Überlegungen entscheiden; im Gegenteil, sie hat sich an die gesetzlichen Vorgaben zu 

halten und aufgrund der ihr im Verordnungsverfahren zugegangenen Informationen 

und aufgrund der von ihr anzustellenden Überlegungen und Abwägungen eine eigen-

ständige Entscheidung zu treffen, die sich nicht um einen vorab stattgefundenen infor-

mellen Austausch kümmern darf. Für eine Relevanz des Dialogforums für die Austro 

Control GmbH im hoheitlichen Verfahren bedürfte es vielmehr einer gesetzlichen 

Grundlage im Austro Control GmbH-G oder im LFG, die allerdings nicht besteht.  

Eine privatrechtliche Bindung des Dialogforums ist ebenso abzulehnen, da eine solche 

genau den Vorgaben des § 2 Abs. 4 Austro Control GmbH-G widersprechen würde, da 

die Austro Control GmbH bei der Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben beeinträch-

tigt wäre.  
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Wenn nun allerdings die Austro Control GmbH informell erklärt, sich daran zu halten, 

was im Mediationsverfahren vereinbart wurde und sodann im Dialogforum seine Fort-

setzung fand, so überschreitet sie ihre Kompetenzen. Es ist nicht Aufgabe der Austro 

Control GmbH die ihr übertragenen hoheitlichen Entscheidungen auf Basis eines pri-

vatrechtlichen Aushandlungsprozesses zu treffen. Tut sie dies handelt sie im Sinne des 

§ 2 Abs. 4 letzter Satz Austro Control GmbH-G gesetzwidrig. Die Begründung ihrer Ent-

scheidungen im Rahmen der Hoheitsverwaltung muss das Ergebnis von durchgeführ-

ten hoheitlichen Verfahren sein und darf sich nicht aus der Teilnahme an einem nicht-

hoheitlichen Prozess im Rahmen des Mediationsverfahrens (sowie des daran anschlie-

ßenden Dialogforums) ergeben. 

Aus rechtsstaatlicher Sicht ist schließlich auch auf die potentielle Vermischung von 

Handlungsformen hinzuweisen. Die Behörde – und dies trifft auch auf die Austro Con-

trol GmbH als beliehenen Rechtsträger zu – hat sich bei der Ausübung ihrer Tätigkeit zu 

entscheiden, ob sie im Rahmen der Hoheitsverwaltung oder im Rahmen der Privatwirt-

schaftsverwaltung agiert. Sind aber – wie bei der Austro Control GmbH – bestimmte 

Tätigkeiten (wie in diesem Zusammenhang die Lenkung des Fluggeschehens im Rah-

men der Wahrnehmung der Flugsicherung) explizit im Rahmen der Hoheitsverwaltung 

zu erbringen, so darf die Austro Control GmbH nicht durch privatrechtliches Handeln 

die hoheitlichen Tätigkeiten beeinträchtigen. Dies gilt im Hinblick auf die bestehenden 

Rechtsschutzdefizite umso mehr. 

Unter dem Aspekt der Vermischung von Handlungsformen steht die Teilnahme der 

Austro Control GmbH an Mediation und Dialogforum auch im Widerspruch zu der Rolle 

der Austro Control GmbH als Verwaltungsbehörde, die den Flugbetrieb des Flughafen 

Wien AG zu kontrollieren hat. 
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5. Möglichkeiten der Aufsicht 

Unabhängig von der Frage der eingeschränkten Rechtsschutzmöglichkeiten kommt der 

BMK aufgrund der entsprechenden Ausgestaltung des Austro Control GmbH-G eine 

umfassende Aufsichtsfunktion zu. Diese beinhaltet unter anderem die Möglichkeit von 

der Geschäftsführung alle zu Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte einzu-

holen, Unterlagen anzufordern und – falls erforderlich – sowohl allgemeine Weisungen 

als auch Weisungen im Einzelfall zu erteilen. 

Im Hinblick auf ein gesetzwidriges Verhalten der Austro Control GmbH bestehen auf-

grund der erwähnten Aufsichtsbefugnisse vielfältige Möglichkeiten für die BMK, sich 

über die Problematik genauere Einblicke zu verschaffen und gegebenenfalls mittels all-

gemeiner Weisung oder aber auch mittels Weisung im Einzelfall Änderungen herbeizu-

führen.  
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D. Schlussfolgerungen 

Im Hinblick auf die eingangs aufgeworfenen Fragestellungen ergeben sich daher auf-

grund der vorgenommenen Analyse folgende Schlussfolgerungen.  

Die Austro Control GmbH kann sich im Hinblick auf ihre hoheitlichen Tätigkeiten nicht 

zivilrechtlich binden, also keine Vereinbarungen abschließen. Dies schließt formelle 

ebenso wie informelle Zusagen im Hinblick auf ihr hoheitliches Handeln mit ein. Die 

Austro Control GmbH hat sich vielmehr an den gesetzlichen Grundlagen und im Rah-

men ihres Ermessens an die aus den hoheitlichen Verfahren gezogenen Informationen, 

Erkenntnisse und Einschätzungen zu halten, um eine eigenständige Entscheidung zu 

treffen. Eine Teilnahme am Dialogforum in Form einer näheren Involvierung wider-

spricht den hoheitlichen Aufgaben der Austro Control GmbH und der ihr damit gesetz-

lich zugewiesenen Rolle die Flugsicherung des Bundes hoheitlich wahrzunehmen. Die 

Austro Control GmbH darf sich auf nicht-hoheitlichen Wege mit stakeholdern austau-

schen, wenn damit nicht hoheitliche Verfahren ersetzt werden.  

Wenn allerdings die Austro Control GmbH erklärt sich daran zu halten, was im Rahmen 

der Mediation bzw. des Dialogforums vereinbart wurde, so überschreitet sie ihre Kom-

petenzen. Es ist nicht Aufgabe der Austro Control GmbH, die ihr übertragenen hoheitli-

chen Entscheidungen auf Basis eines nicht-hoheitlichen Aushandlungsprozesses zu 

treffen. Tut sie dies, handelt sie im Sinne des § 2 Abs. 4 letzter Satz Austro Control 

GmbH-G gesetzwidrig und widerspricht auch dem rechtsstaatlichen Grundsatz hoheit-

liches Handeln mit nicht-hoheitlichen Handeln zu koppeln. Die Begründung ihrer Ent-

scheidungen im Rahmen der Hoheitsverwaltung muss sich aus den entsprechend 

durchgeführten hoheitlichen Verfahren sowie Abwägungen ergeben und kann sich 

nicht aus der Teilnahme an einem nicht-hoheitlichen Prozess im Rahmen der Mediation 

bzw. des Dialogforums ergeben. 

Für eine Involvierung einer Bürgerbeteiligung im Rahmen eines Verordnungserlas-

sungsverfahren, insbesondere mit Mediationscharakter, bedürfte es einer 
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entsprechenden gesetzlichen Grundlage. Dasselbe gilt für darauf aufbauende hoheitli-

che Akte der Befehlsgewalt, die im Rahmen von Gesetz und Verordnung zu treffen sind 

und nicht auf Basis nicht-hoheitlicher Absprachen gesetzt werden können.  

Bei einer rechtsstaatlichen Gesamtbeurteilung ist das von der Austro Control GmbH 

durch die aktive Teilnahme am Mediationsprozess und Dialogforum gesetzte Verhalten 

als unzulässig anzusehen, da die Austro Control GmbH eigenständig in Form der Ho-

heitsverwaltung über die Fragestellungen der Flugsicherung zu entscheiden hat. Aus 

rechtsstaatlicher Sicht bleibt kein Raum für ein diesbezügliches nicht-hoheitliches Han-

deln der Austro Control GmbH.  
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 Zusammenfassung 

Zusammenfassend kann wie folgt festgehalten werden: 

 Bei der Austro Control GmbH handelt es sich um einen aus dem Bund ausgeglie-

derten Rechtsträger, der aus dem Bundesamt für Zivilluftfahrt im Jahr 1993 her-

vorging und dessen Aufgaben mittels Beleihung an die Austro Control GmbH 

übertragen wurden. Die Austro Control GmbH kann darüber hinaus gemäß § 2 

Abs. 4 Austro Control GmbH-G privatwirtschaftlich tätig werden. 

 Grenzen für die privatwirtschaftlichen Tätigkeiten der Austro Control GmbH fin-

den sich einfachgesetzlich gemäß § 2 Abs. 4 Austro Control GmbH-G. So müssen 

die erbrachten Dienste und Leistungen einerseits „das Unternehmen fördern“ 

und dürfen andererseits die Erfüllung der übertragenen hoheitlichen Aufgaben 

„nicht beeinträchtig[en]“. Die einfachgesetzliche Regelung spiegelt rechtsstaatli-

che Grundsätze der Verfassung wider. Die in § 3 Austro Control GmbH-G vorge-

sehene Zuständigkeit der BMK zur Aufsicht ist nicht auf hoheitliche Tätigkeiten 

der Austro Control GmbH beschränkt.  

 Im Rahmen der hoheitlichen Flugsicherung erlässt die Austro Control GmbH all-

gemeine Flugsicherungsanordnungen, die als Verordnungen zu qualifizieren 

sind, und in luftfahrtüblicher Weise – also etwa im Luftfahrthandbuch – kundge-

macht werden. Im Rahmen dieser allgemeinen Flugsicherungsanordnungen 

werden auch die Flugrouten festgelegt, die sodann im Rahmen des konkreten 

Anflugs oder Abflugs durch die Austro Control GmbH als konkretisierte Befehls-

gewalt (adressiert an den jeweiligen Piloten) umgesetzt werden. 

 Aus dem Blickwinkel der Hoheitsverwaltung kann das bestehende Verfahren im 

Rahmen des Dialogforums nicht als Bestandteil eines hoheitlichen Verfahrens 

zur Verordnungserlassung angesehen werden.  
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 Die Teilnahme der Austro Control GmbH am Dialogforum ist als privatwirtschaft-

liches, nicht-hoheitliches Handeln zu qualifizieren. Dies ergibt sich bereits aus 

der Vereinsteilnahme.  

 Die Austro Control GmbH hat als Verwaltungsbehörde im Sinne des Legalitäts-

prinzips zu entscheiden und auch ihre Ermessenspielräume an den Wertungen 

des Gesetzes auszurichten. Aus rechtsstaatlicher Sicht bleibt im Rahmen des ho-

heitlichen Handelns der Austro Control GmbH kein Raum für ein nicht-hoheitli-

ches Handeln der Austro Control GmbH, wie dies im Zusammenhang mit Medi-

ationsprozess und Dialogforum gesetzt wurde.  

 Das von der Austro Control GmbH durch die aktive Teilnahme am Mediations-

prozess und Dialogforum gesetzte Verhalten ist als unzulässig anzusehen, da die 

Austro Control GmbH eigenständig in Form der Hoheitsverwaltung über die Fra-

gestellungen der Flugsicherung zu entscheiden hat und hoheitliche Entschei-

dungsbefugnisse nicht zur Disposition in einem Verhandlungsprozess stellen 

darf.  

 Für eine rechtlich zulässige Relevanz des Dialogforums für die Austro Control 

GmbH im hoheitlichen Verfahren bedürfte es einer gesetzlichen Grundlage im 

Austro Control GmbH-G oder LFG, die allerdings nicht besteht. Eine privatrecht-

liche Bindung ist abzulehnen, da eine solche genau den Vorgaben des § 2 Abs. 4 

Austro Control GmbH-G widersprechen würde; eine solche Bindung würde die 

Austro Control GmbH bei der Erfüllung der ihr übertragenen hoheitlichen Auf-

gaben beeinträchtigen.  

 Wenn die Austro Control GmbH informell erklärt, sich daran zu halten, was im 

Rahmen der Mediation (und in weiterer Folge im Dialogforum) vereinbart wurde, 

so überschreitet sie ihre Kompetenzen. Es ist nicht Aufgabe der Austro Control 

GmbH die ihr übertragenen hoheitlichen Entscheidungen auf Basis eines nicht-

hoheitlichen Aushandlungsprozesses zu treffen. Dabei kommt dem 
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bestehenden Rechtsschutzdefizit hinsichtlich der von den Immissionen des Flug-

verkehrs betroffenen Personen besondere Bedeutung zu. 

 Liegen Anhaltspunkte eines gesetzwidrigen Verhaltens der Austro Control 

GmbH – wie dargestellt – vor, so bestehen aufgrund der vorgesehenen Aufsichts-

befugnisse vielfältige Möglichkeiten für die BMK sich über die Problematik ge-

nauere Einblicke zu verschaffen und gegebenenfalls mittels allgemeiner Wei-

sung oder aber auch mittels Weisung im Einzelfall Änderungen herbeizuführen. 














